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Änderungsantrag 1411
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 178

Entschließungsantrag Geänderter Text

178. schlägt vor, dass nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
alle neuen europäischen 
Rechtsvorschriften betreffend die 
Regulierung der Finanzakteure und -
märkte die Verpflichtung berücksichtigen, 
Buchstaben und Geist von Artikel 9 dieses 
Vertrags zu beachten, was die Banken 
insbesondere verpflichten muss, 
Darlehensanträge in Abhängigkeit von 
ihren Auswirkungen auf die 
Beschäftigung in der Europäischen 
Union zu prüfen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 1412
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 178 

Entschließungsantrag Geänderter Text

178. schlägt vor, dass nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
alle neuen europäischen 
Rechtsvorschriften betreffend die 
Regulierung der Finanzakteure und -
märkte die Verpflichtung berücksichtigen, 
Buchstaben und Geist von Artikel 9 dieses 
Vertrags zu beachten, was die Banken 
insbesondere verpflichten muss, 
Darlehensanträge in Abhängigkeit von 
ihren Auswirkungen auf die 

entfällt
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Beschäftigung in der Europäischen 
Union zu prüfen;

Or.en

Änderungsantrag 1413

Gunnar Hökmark, Othmar Karas, Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der 
PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 178 

Entschließungsantrag Geänderter Text

178. schlägt vor, dass nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
alle neuen europäischen 
Rechtsvorschriften betreffend die 
Regulierung der Finanzakteure und -
märkte die Verpflichtung berücksichtigen, 
Buchstaben und Geist von Artikel 9 dieses 
Vertrags zu beachten, was die Banken 
insbesondere verpflichten muss, 
Darlehensanträge in Abhängigkeit von 
ihren Auswirkungen auf die 
Beschäftigung in der Europäischen 
Union zu prüfen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1414
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 178 

Entschließungsantrag Geänderter Text

178. schlägt vor, dass nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
alle neuen europäischen Rechtsvorschriften 
betreffend die Regulierung der 
Finanzakteure und -märkte die 
Verpflichtung berücksichtigen, Buchstaben 

178. schlägt vor, dass nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
alle neuen europäischen Rechtsvorschriften 
betreffend die Regulierung der 
Finanzakteure und -märkte die 
Verpflichtung berücksichtigen, Buchstaben 
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und Geist von Artikel 9 dieses Vertrags zu 
beachten, was die Banken insbesondere 
verpflichten muss, Darlehensanträge in 
Abhängigkeit von ihren Auswirkungen 
auf die Beschäftigung in der 
Europäischen Union zu prüfen;

und Geist von Artikel 9 dieses Vertrags zu 
beachten;

Or.en

Änderungsantrag 1415
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 178 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

178a. erkennt an, dass die Akteure des 
Finanzsektors, wenn sie investieren (sei es 
in Form eines Darlehens oder einer 
Kapitaleinlage) ein Interesse daran 
haben, dass sich das Investitionsgeschäft 
bezahlt macht, sodass man die Akteure 
des Finanzsektor mit dem Geist der 
Investition gleichsetzen kann; 

Or.en

Änderungsantrag 1416
Burkhard Balz

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der 
Berechnungsmethoden und der durch 
diese Fonds abgedeckten Produkte sowie 

entfällt
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zur Berücksichtigung der spezifischen 
Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

Or.en

Änderungsantrag 1417
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der 
Berechnungsmethoden und der durch 
diese Fonds abgedeckten Produkte sowie 
zur Berücksichtigung der spezifischen 
Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten;

Or.en

Änderungsantrag 1418
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Einlagen und den mit ihren
Tätigkeiten verbundenen Risiken richtet, 
einen risikoorientierten europäischen 
Einlagen-Garantiefonds zu errichten; 
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und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

erkennt an, dass auch ohne einen 
einheitlichen europaweiten Fonds eine 
Harmonisierung der
Berechnungsmethoden, der durch diesen
Fonds abgedeckten Produkte und des 
Umfangs der Berücksichtigung und 
Behandlung grenzüberschreitender 
Einlagen unter Berücksichtigung der 
spezifischen Situation in den 
Mitgliedstaaten dringend geboten ist;

Or.en

Änderungsantrag 1419
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist einen Legislativvorschlag
für die Koordinierung europäischer 
Einlagen-Garantiefonds auf der 
Grundlage eines Beitrags der Banken, der 
sich nach dem Umfang ihrer Tätigkeiten 
richtet, unterbreitet; erkennt an, dass dies 
zu einer Harmonisierung der 
Berechnungsmethoden und der durch diese 
Fonds abgedeckten Produkte sowie zur 
Berücksichtigung der spezifischen 
Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss; räumt 
ein, dass derartige Fonds die Gefahr 
systematischen Fehlverhaltens erhöhen 
und die Banken von der Verfolgung 
risikoärmerer Strategien abhalten 
können, und fordert die Kommission auf, 
Möglichkeiten zur Abschwächung dieses 
Effekts zu prüfen;

Or.en

Änderungsantrag 1420
Udo Bullmann



PE443.107v01-00 8/116 AM\821565DE.doc

DE

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach Art und
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
EU-Finanzstabilisierungsfonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

Or. de

Änderungsantrag 1421
Markus Ferber im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds für 
grenzübergreifend tätige Institute zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

Or.en

Änderungsantrag 1422
Markus Ferber
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Entschließungsantrag
Ziffer 179 

Entschließungsantrag Geänderter Text

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

179. fordert, dass die Kommission binnen 
kürzester Frist Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um auf der Grundlage eines 
Beitrags der Banken, der sich nach dem 
Umfang ihrer Tätigkeiten richtet, einen 
europäischen Einlagen-Garantiefonds für 
grenzübergreifend tätige Institute zu 
errichten; erkennt an, dass dies zu einer 
Harmonisierung der Berechnungsmethoden 
und der durch diese Fonds abgedeckten 
Produkte sowie zur Berücksichtigung der 
spezifischen Situation der KMU und der 
Gebietskörperschaften führen muss;

Or.en

Änderungsantrag 1423
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 180 

Entschließungsantrag Geänderter Text

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der 
Märkte, stärker jedoch noch von ihrem 
Schutz abhängt; plädiert dafür, dass die 
Europäische Finanzmarktbehörde die 
Zuständigkeiten einer Agentur zum 
Schutz der Sparer erhält und als solche 
Finanzinnovationen geschuldete 
Prototypen und Marketingverfahren 
registriert und genehmigt, ihr 
Inverkehrbringen gestattet, ihre 
Entwicklung verfolgt und sie 
erforderlichenfalls befristet oder 
endgültig zurückziehen kann;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1424

Othmar Karas, Markus Ferber, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 180 

Entschließungsantrag Geänderter Text

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt; plädiert dafür, dass die 
Europäische Finanzmarktbehörde die 
Zuständigkeiten einer Agentur zum 
Schutz der Sparer erhält und als solche 
Finanzinnovationen geschuldete 
Prototypen und Marketingverfahren 
registriert und genehmigt, ihr 
Inverkehrbringen gestattet, ihre 
Entwicklung verfolgt und sie 
erforderlichenfalls befristet oder 
endgültig zurückziehen kann;

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt;

Or.en

Änderungsantrag 1425
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 180 

Entschließungsantrag Geänderter Text

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt; plädiert dafür, dass die 
Europäische Finanzmarktbehörde die 
Zuständigkeiten einer Agentur zum 

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt; unterstreicht vor diesem 
Hintergrund die Bedeutung von 
Einlagensicherungssystemen und 
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Schutz der Sparer erhält und als solche
Finanzinnovationen geschuldete 
Prototypen und Marketingverfahren 
registriert und genehmigt, ihr 
Inverkehrbringen gestattet, ihre 
Entwicklung verfolgt und sie 
erforderlichenfalls befristet oder 
endgültig zurückziehen kann;

weiteren Komponenten des 
Sicherheitsnetzes;

Or.en

Änderungsantrag 1426
Udo Bullmann

Entschließungsantrag
Ziffer 180 

Entschließungsantrag Geänderter Text

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt; plädiert dafür, dass die 
Europäische Finanzmarktbehörde die 
Zuständigkeiten einer Agentur zum Schutz 
der Sparer erhält und als solche 
Finanzinnovationen geschuldete 
Prototypen und Marketingverfahren 
registriert und genehmigt, ihr 
Inverkehrbringen gestattet, ihre 
Entwicklung verfolgt und sie 
erforderlichenfalls befristet oder endgültig 
zurückziehen kann;

180. erachtet die Mobilisierung der 
Spareinlagen als unerlässlich und vertritt 
die Auffassung, dass diese von der 
reibungslosen Funktionsweise der Märkte, 
stärker jedoch noch von ihrem Schutz 
abhängt; plädiert dafür, dass die 
Europäische Finanzmarktbehörde die 
Zuständigkeiten einer Agentur zum Schutz 
der Verbraucher im Finanzmarkt erhält 
und als solche Finanzinnovationen 
geschuldete Prototypen und 
Marketingverfahren registriert und 
genehmigt, ihr Inverkehrbringen gestattet, 
ihre Entwicklung verfolgt und sie 
erforderlichenfalls befristet oder endgültig 
zurückziehen kann;

Or.de

Änderungsantrag 1427
Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1428
Vincenzo Iovine

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.it

Änderungsantrag 1429
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1430
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1431
Marita Ulvskog, Britta Thomsen

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1432
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1433
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1434
Mario Borghezio

Entschließungsantrag
Ziffer 181 



PE443.107v01-00 14/116 AM\821565DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1435

Gunnar Hökmark, Werner Langen, Markus Ferber, Othmar Karas, Alain Lamassoure, 
Monika Hohlmeier, Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1436
Rolandas Paksas

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1437
Hannes Swoboda

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 181. bedauert, dass Finanzinstitute wie 
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Goldman Sachs zu boykottieren; Goldman Sachs auf den Finanzmärkten 
raffiniert und unverantwortlich agiert 
haben, und hofft, dass Wege gefunden 
werden, um ein solches Verhalten in 
Zukunft zu verhindern;

Or.en

Änderungsantrag 1438
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Banken zu boykottieren, die an 
Steuerhinterziehung und anderen den 
strategischen Interessen der EU und die 
Stabilität ihrer Wirtschaft 
zuwiderlaufenden Unregelmäßigkeiten 
beteiligt waren;

Or.en

Änderungsantrag 1439
Peter Skinner

Entschließungsantrag
Ziffer 181 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Goldman Sachs zu boykottieren;

181. fordert die Mitgliedstaaten auf, alle 
Banken zu boykottieren, die 
erwiesenermaßen durch betrügerische 
Aktivitäten zur Krise beigetragen haben;

Or.en

Änderungsantrag 1440
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
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Ziffer 181 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181a. fordert mehr Transparenz in den 
Beziehungen der Mitgliedstaaten 
untereinander und in ihren Beziehungen 
zu den führenden Finanzinstituten;

Or.en

Änderungsantrag 1441

Peter Skinner
Sergio Gaetano Cofferati im Namen der S&D-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 181 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

181a. fordert die Treuhänder und 
Verwalter von Altersversorgungsfonds 
auf, eine proaktivere Haltung bei der 
Überwachung des Verhaltens und der 
Managergehälter von Unternehmen, in 
die sie investieren, einzunehmen; begrüßt 
die Arbeit der Organisation „Fair 
Pensions“ im VK, die für ethische 
Investitionen der Altersversorgungsfonds 
im VK eintritt, und fordert, dass einem 
ethischen Anlageverhalten von 
Altersversorgungsfonds EU-weit größere 
Aufmerksamkeit geschenkt wird;

Or.en

Änderungsantrag 1442
Pervenche Berès

Entschließungsantrag
Ziffer 181 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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181a. ist der Ansicht, dass die Größe 
bestimmter Finanzmarktstrukturen die 
Fähigkeit der Regulierungsbehörden, sich 
ihren Forderungen zu widersetzen, und 
die der Aufsichtsbehörden, ihre 
Tätigkeiten zu beaufsichtigen, gefährden 
kann;

Or.en

Änderungsantrag 1443
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und 
dass ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren 
und Sparer für den Zugang zu von ihnen 
zur Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1444
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 

entfällt
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Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und 
dass ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren 
und Sparer für den Zugang zu von ihnen
zur Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

Or.en

Änderungsantrag 1445
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und 
dass ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren 
und Sparer für den Zugang zu von ihnen 
zur Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zum 
Teil wegen des Mangels an Wettbewerb 
und falschen Anreizen zu 
Interessenkonflikten führt;

Or.en

Änderungsantrag 1446
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
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Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und 
dass ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren 
und Sparer für den Zugang zu von ihnen 
zur Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

182. ist der Ansicht, dass zwar einige 
Interessenkonflikte und andere Probleme 
mit dem Geschäftsmodell der 
Ratingagenturen durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1060/2009 behoben werden, 
aber dennoch weitere Untersuchungen 
und Maßnahmen erforderlich sein 
könnten, um die potenziellen negativen 
Auswirkungen der Probleme bei den 
Ratingagenturen möglichst gering zu 
halten und gleichzeitig dafür zu sorgen, 
dass sie einen stärkeren Beitrag zur 
Sicherstellung fairer und transparenter 
Märkte leisten;

Or.en

Änderungsantrag 1447

Gunnar Hökmark, Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und dass 
ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren und 
Sparer für den Zugang zu von ihnen zur 
Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führen könnte, da 
diese Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und dass 
ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; ist sich 
bewusst, dass die Ratingagenturen ihren 
Teil zur Krise beigetragen haben, da die 
ihre Anreize auf schädliche Weise 
entwickelt wurden, was wiederum die 
Folge eines Mangels an Wettbewerb war; 
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begrüßt daher den Vorschlag der 
Kommission vom 2. Juni 2010 zur 
Änderung der Verordnung Nr. 1060/2009 
über Ratingagenturen;

Or.en

Änderungsantrag 1448
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern
bzw. für sie Werbung zu machen, und 
dass ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren und 
Sparer für den Zugang zu von ihnen zur 
Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
werden, um die finanzielle Solidität von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu messen; 
schlägt vor, die bessere Verlässlichkeit 
eines Systems zu prüfen, bei dem 
Investoren und Sparer für den Zugang zu 
von ihnen zur Festlegung ihrer Strategie 
benötigten Informationen bezahlen 
würden; räumt ein, dass es auch bei 
staatlichen Ratingagenturen vor allem im 
Zusammenhang mit der Überwachung 
des Kreditrisikos des Staates zu 
Interessenkonflikten kommen könnte; 

Or.en

Änderungsantrag 1449
Thomas Mann

Entschließungsantrag
Ziffer 182 

Entschließungsantrag Geänderter Text

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 

182. ist der Ansicht, dass das 
Geschäftsmodell der Ratingagenturen zu 
Interessenkonflikten führt, da diese 
Agenturen in Anspruch genommen 
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werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und dass 
ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren und 
Sparer für den Zugang zu von ihnen zur 
Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden;

werden, um die Reputation von 
Unternehmen, die sie bezahlen, zu sichern 
bzw. für sie Werbung zu machen, und dass 
ihr Modell es nicht erlaubt, die 
makroökonomischen Elemente der 
gefassten Beschlüsse zu bewerten; schlägt 
vor, die bessere Verlässlichkeit eines 
Systems zu prüfen, bei dem Investoren und 
Sparer für den Zugang zu von ihnen zur 
Festlegung ihrer Strategie benötigten 
Informationen bezahlen würden; fordert, 
dass sie von der Europäischen 
Wertpapieraufsichtsbehörde (ESMA) 
beaufsichtigt werden;

Or.en

Änderungsantrag 1450
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen 
würde;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1451
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen 
würde;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1452
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen 
würde;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1453

Burkhard Balz, Gunnar Hökmark, Alain Lamassoure im Namen der PPE-Fraktion
Sirpa Pietikäinen

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine entfällt
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europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen 
würde;

Or.en

Änderungsantrag 1454
Thomas Mann

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen 
würde;

183. fordert eine bessere Aufklärung über 
die mit Ratings verbundene allgemeine 
Verantwortung; fordert eine Ausweitung 
der Haftung von Ratingagenturen;

Or.en

Änderungsantrag 1455
Peter Skinner

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 

183. fordert die Kommission auf, die 
Vorzüge der Errichtung einer völlig 
unabhängigen europäischen 
Ratingagentur abzuwägen; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
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Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen würde;

Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Meinungen führen würde;

Or.en

Änderungsantrag 1456
Sven Giegold, Pascal Canfin, Bas Eickhout

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass 
die unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen würde;

183. fordert die Kommission auf, eine 
Durchführbarkeits- und Wirkungsanalyse 
der Errichtung einer öffentlichen und 
unabhängigen europäischen 
Ratingagentur durchzuführen; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Diversität der Akteure führen würde;

Or.en

Änderungsantrag 1457
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 183 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass die 
unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen würde;

183. fordert die Kommission auf, eine 
europäische öffentliche Ratingagentur zu 
errichten, und vertritt die Ansicht, dass die 
unabhängigen Rechnungshöfe einen 
aktiven Beitrag zur Bewertung der 
Staatsschulden leisten sollten; ist der 
Auffassung, dass eine derartige 
Entwicklung zu einer wünschenswerten 
Pluralität der Bezugsgrößen führen würde; 
steht auf dem Standpunkt, dass durch 
einen stärkeren Wettbewerb auf dem 
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Ratingmarkt die Qualität der Ratings 
verbessert werden könnte;

Or.en

Änderungsantrag 1458
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 183 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183a. tritt für eine größere Transparenz 
und Rechenschaftspflicht im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
Ratingagenturen ein und fordert 
vermehrten Wettbewerb, eine höhere 
Qualität der Dienstleistungen und 
Verfahren zur Bewältigung von 
Interessenkonflikten, um den 
Anlegerschutz zu verbessern; fordert die 
Errichtung einer Ratingstiftung der EU, 
was den Wettbewerb beleben und zu einer 
stärkeren Überprüfung der Ratings der 
drei etablierten Ratingagenturen führen 
würde; vertritt nachdrücklich die 
Auffassung, dass eine solche Stiftung von 
der EZB, der Kommission und den 
Mitgliedstaaten politisch unabhängig 
bleiben muss; schlägt vor, dass diese 
Stiftung von den Anlegern und nicht von 
den Emissionsinstituten finanziert wird; 
ist der Ansicht, dass eine solche 
Ratingstiftung nur die Kreditwürdigkeit 
von Obligationen der EU-Mitgliedstaaten 
beurteilen sollte und dass die 
Obligationen der EU-Mitgliedstaaten 
mindestens zwei Ratings erfordern, wovon 
eines von der unabhängigen 
Ratingstiftung vorgenommen werden 
sollte. 

Or.en

Änderungsantrag 1459
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Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 183 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

183a. begrüßt den Vorschlag der 
Kommission vom 2. Juni 2009 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1060/2009 über Ratingagenturen auch 
unter dem Aspekt der Bemühungen um 
eine Aufhebung der oligopolistischen 
Struktur des Ratingmarktes; 

Or.en

Änderungsantrag 1460
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 184

Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische 
Risiken aufweisen können, und Zugang 
zu Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1461

Gunnar Hökmark, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 184 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische 
Risiken aufweisen können, und Zugang 
zu Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1462
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 184 

Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische Risiken 
aufweisen können, und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

184. vertritt die Auffassung, dass die EU 
auf einen soliden und verhältnismäßigen 
Regelungsrahmen zur Gewährleistung 
eines sicheren Clearing und einer 
sicheren Verwendung derivativer 
Instrumente hinarbeiten sollte;

Or.en

Änderungsantrag 1463
Marita Ulvskog, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 184 

Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone Clearingstellen für Derivate 
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Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische Risiken 
aufweisen können, und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

einrichten müssen, da die betreffenden 
Produkte systemische Risiken aufweisen 
können, und Zugang zu Informationen über 
das Verhalten der Akteure der betreffenden 
Märkte haben müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1464
Peter Skinner

Entschließungsantrag
Ziffer 184 

Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische Risiken
aufweisen können, und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union über eine Clearingstelle 
für Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische Risiken 
aufweisen können, und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1465
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 184 

Entschließungsantrag Geänderter Text

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen müssen, da die 
betreffenden Produkte systemische 
Risiken aufweisen können, und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;

184. vertritt die Auffassung, dass die 
Europäische Union und insbesondere die 
Eurozone über eine Clearingstelle für 
Derivate verfügen und Zugang zu 
Informationen über das Verhalten der 
Akteure der betreffenden Märkte haben 
müssen;
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Or.en

Änderungsantrag 1466

Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 184 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

184a. stellt fest, dass Ratings von Staaten 
massive Auswirkungen haben, ohne 
jedoch unbedingt transparent oder gar 
verantwortungsbewusst zu sein; fordert 
die Kommission nachdrücklich auf, über 
reale Möglichkeiten für eine Erhöhung 
der Verantwortlichkeit von Ratings 
nachzudenken, da diese Fragen in dem 
Vorschlag der Kommission zur Änderung 
der Verordnung Nr. 1060/2009 über 
Ratingagenturen vom 2. Juni 2010 nicht 
behandelt werden;

Or.en

Änderungsantrag 1467
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 185 

Entschließungsantrag Geänderter Text

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die 
Kommission auf, die notwendigen 
Instrumente für eine Regulierung und 
Beaufsichtigung der Rohstoffmärkte 
vorzuschlagen;

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen;

Or.en

Änderungsantrag 1468
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Othmar Karas, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 185 

Entschließungsantrag Geänderter Text

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die 
Kommission auf, die notwendigen 
Instrumente für eine Regulierung und 
Beaufsichtigung der Rohstoffmärkte 
vorzuschlagen;

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulations- und Vermögensblasen
besondere Aufmerksamkeit zu widmen, 
und begrüßt daher die Einsetzung des 
Europäischen Ausschusses für 
Systemrisiken; fordert die Kommission 
auf, die notwendigen Instrumente für eine 
Regulierung und Beaufsichtigung der 
Rohstoffmärkte vorzuschlagen;

Or.en

Änderungsantrag 1469
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 185 

Entschließungsantrag Geänderter Text

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die 
Kommission auf, die notwendigen 
Instrumente für eine Regulierung und 
Beaufsichtigung der Rohstoffmärkte 
vorzuschlagen;

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen unter besonderer 
Berücksichtigung der 
Nahrungsmittelrekordpreise in den 
Entwicklungsländern besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die 
Kommission auf, die notwendigen 
Instrumente für eine Regulierung und 
Beaufsichtigung der Rohstoffmärkte 
vorzuschlagen;

Or.en

Änderungsantrag 1470
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
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Ziffer 185 

Entschließungsantrag Geänderter Text

185. fordert, dem Risiko der Bildung neuer 
Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die 
Kommission auf, die notwendigen 
Instrumente für eine Regulierung und 
Beaufsichtigung der Rohstoffmärkte 
vorzuschlagen;

185. fordert angesichts des Umstands, 
dass die EU ein Nettoimporteur von 
Rohstoffen ist, dem Risiko der Bildung 
neuer Spekulationsblasen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen;

Or.en

Änderungsantrag 1471

Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 185 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

185a. stellt fest, dass die Ratingagenturen
für ihre Ratings nicht haften; fordert 
daher Maßnahmen zur Verstärkung der 
Haftung der Ratingagenturen;

Or.en

Änderungsantrag 1472
Markus Ferber

Entschließungsantrag
Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
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und des Konkursrechts zu ergänzen;
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 
der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

zu ergänzen; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1473
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der 
Sanktionsregelungen und des 
Konkursrechts zu ergänzen; befürwortet 
die Entwicklung hin zu einem dualen 
Aufsichtssystem mit dem Schutz der 
Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagementmechanismus zu 
ergänzen; befürwortet die Entwicklung hin 
zu einem dualen Aufsichtssystem mit dem 
Schutz der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1474

Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
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Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 
der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
wirksamen Aufsichtssystem mit dem 
Schutz der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der nationalen 
Aufsichtsbehörden von den 
Finanzinstituten und den politischen 
Entscheidungsträgern, ihrer 
Zuständigkeiten und ihrer Fachkompetenz
als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1475

Peter Skinner
Sergio Gaetano Cofferati im Namen der S&D-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet zunächst einmal die 
Entwicklung hin zu einem dualen 
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der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Aufsichtssystem mit dem Schutz der 
Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1476
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 
der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition
angemessener Instrumente für ein 
Krisenmanagement und eine
Lastenteilung, des Kreditgebers der letzten 
Instanz, der Harmonisierung der 
Sanktionsregelungen und des 
Konkursrechts zu ergänzen; befürwortet 
die Entwicklung hin zu einem dualen 
Aufsichtssystem mit dem Schutz der 
Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler 
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1477
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 186 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagement- und 
Lastenteilungsmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 
der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz bestimmter nationaler
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

186. fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, das vor der Annahme stehende 
Aufsichtspaket durch die Definition eines 
Krisenmanagementmechanismus, des 
Kreditgebers der letzten Instanz, der 
Harmonisierung der Sanktionsregelungen 
und des Konkursrechts zu ergänzen; 
befürwortet die Entwicklung hin zu einem 
dualen Aufsichtssystem mit dem Schutz 
der Investoren einerseits und der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute 
andererseits; erachtet die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Zuständigkeiten und 
der Fachkompetenz der nationalen
Aufsichtsbehörden als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1478
Anne E. Jensen

Entschließungsantrag
Ziffer 186 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186a. anerkannt die Notwendigkeit einer 
Überprüfung der Liquiditätsstandards, 
hebt jedoch hervor, dass die jüngsten 
Vorschläge des Baseler Ausschusses zu 
begrenzt und zu stark vereinfacht sind 
und sich nachteilig auf die 
Hypothekenbanken in einigen Ländern 
auswirken werden, selbst auf die 
diejenigen, die sich während der 
schlimmsten Phase der jüngsten 
Finanzkrise als sehr stabil erwiesen 
haben;

Or.en

Änderungsantrag 1479
Anne E. Jensen
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Entschließungsantrag
Ziffer 186 b (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186b. fordert die Kommission auf, keine 
Vorschläge zu unterbreiten, die eine 
Beschränkung oder Herabsetzung 
nichtstaatlicher Schuldverschreibungen 
vorsehen, da, wie die jüngste Krise gezeigt 
hat, staatliche Schuldverschreibungen zur 
finanziellen Instabilität und 
nichtstaatliche Schuldverschreibungen 
letztlich zum Schutz des Finanzsystems 
beigetragen haben; fordert daher eine 
Definition des Begriffs der flüssigen 
Mittel, die weiter gefasst ist als die, die 
vom Baseler Ausschuss vorgeschlagen 
wird;

Or.en

Änderungsantrag 1480
Pervenche Berès

Entschließungsantrag
Ziffer 186 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

186a. fordert die Kommission auf, einen 
europäischen Rahmen für die Definition 
der Befugnisse, Mittel und 
Arbeitsmethoden der nationalen 
Aufsichtsbehörden festzulegen;

Or.en

Änderungsantrag 1481
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Überschrift vor Ziffer 187 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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Unternehmensführung Verbesserung der Unternehmensführung

Or.en

Änderungsantrag 1482

Alain Lamassoure, Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 187 

Entschließungsantrag Geänderter Text

187. plädiert für die Annäherung der 
Finanzmärkte an die Erfordernisse der 
Unternehmen durch Entwicklung 
wesentlicher Grundsätze der 
Unternehmensführung als zentralem 
Element des Risikomanagements; vertritt 
die Auffassung, dass die Verwaltungs-
und Aufsichtsräte der Finanzkonzerne 
unabhängig, bezüglich des Profils und 
der Ausgewogenheit der Geschlechter 
diversifiziert und hochqualifiziert sein 
sollten; verweist auf die diesbezüglich 
laufenden Arbeiten der OECD;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1483
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 187 

Entschließungsantrag Geänderter Text

187. plädiert für die Annäherung der 
Finanzmärkte an die Erfordernisse der 
Unternehmen durch Entwicklung 
wesentlicher Grundsätze der 
Unternehmensführung als zentralem 
Element des Risikomanagements; vertritt 
die Auffassung, dass die Verwaltungs- und 
Aufsichtsräte der Finanzkonzerne 

187. ist der Ansicht, dass die Reformen, 
die derzeit im Bereich der Aufsicht und 
Regulierung erörtert werden, und die 
empfohlene stärkere 
Normenharmonisierung im Binnenmarkt 
durch deutliche Verbesserungen der 
Unternehmensführungspraktiken, 
insbesondere im Finanzsektor, verstärkt 
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unabhängig, bezüglich des Profils und der 
Ausgewogenheit der Geschlechter 
diversifiziert und hochqualifiziert sein 
sollten; verweist auf die diesbezüglich 
laufenden Arbeiten der OECD;

werden müssen; plädiert für die 
Annäherung der Finanzmärkte an die 
Erfordernisse der Unternehmen durch 
Entwicklung wesentlicher Grundsätze der 
Unternehmensführung als zentralem 
Element des Risikomanagements; vertritt 
die Auffassung, dass die Verwaltungs- und 
Aufsichtsräte der Finanzkonzerne 
unabhängig, bezüglich des Profils 
einschließlich des Geschlechterprofils und 
der Ausgewogenheit der Geschlechter 
diversifiziert und hochqualifiziert sein 
sollten; verweist auf die diesbezüglich 
laufenden Arbeiten der OECD;

Or.en

Änderungsantrag 1484
Marita Ulvskog, Britta Thomsen, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 187 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

187a. hebt hervor, dass Frauen in 
finanziellen Entscheidungsprozessen in 
der Regel unterrepräsentiert sind; fordert 
sowohl die öffentlichen als auch die 
privaten Arbeitgeber auf, diesbezüglich 
die Beteiligung von Frauen zu 
verbessern;

Or.en

Änderungsantrag 1485
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 188 

Entschließungsantrag Geänderter Text

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und 

entfällt
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ihrer Vertreter bei der Definition der 
Strategie der Unternehmen durch ihre 
Beteiligung im Verwaltungsrat und die 
Entwicklung des sozialen Dialogs 
erlauben; ist der Ansicht, dass besondere 
Aufmerksamkeit der Vertretung, der 
Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der 
Ausübung ihres Stimmrechts durch die 
Teilhaber an Rentenfonds und die 
Minderheitsaktionäre gelten muss; vertritt 
die Auffassung, dass besondere 
Bestimmungen ausgearbeitet werden 
müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; erachtet 
die Aufwertung des sozialen Dialogs als 
Element der Unternehmensführung, auch 
in der Frage der Verteilung des 
Mehrwerts, als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1486

Gunnar Hökmark, Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 188 

Entschließungsantrag Geänderter Text

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und 
ihrer Vertreter bei der Definition der 
Strategie der Unternehmen durch ihre 
Beteiligung im Verwaltungsrat und die 
Entwicklung des sozialen Dialogs 
erlauben; ist der Ansicht, dass besondere 
Aufmerksamkeit der Vertretung, der 
Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der 
Ausübung ihres Stimmrechts durch die 

entfällt
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Teilhaber an Rentenfonds und die 
Minderheitsaktionäre gelten muss; vertritt 
die Auffassung, dass besondere 
Bestimmungen ausgearbeitet werden 
müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; erachtet 
die Aufwertung des sozialen Dialogs als 
Element der Unternehmensführung, auch 
in der Frage der Verteilung des 
Mehrwerts, als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1487
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 188 

Entschließungsantrag Geänderter Text

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen durch ihre Beteiligung 
im Verwaltungsrat und die Entwicklung 
des sozialen Dialogs erlauben; ist der 
Ansicht, dass besondere Aufmerksamkeit 
der Vertretung, der Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der Ausübung 
ihres Stimmrechts durch die Teilhaber an 
Rentenfonds und die 
Minderheitsaktionäre gelten muss; vertritt 
die Auffassung, dass besondere 
Bestimmungen ausgearbeitet werden 
müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; erachtet 
die Aufwertung des sozialen Dialogs als 
Element der Unternehmensführung, auch 
in der Frage der Verteilung des 

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen erlauben; ist der Ansicht, 
dass der Vertretung der Aktionäre in den 
Generalversammlungen und ihrer aktiven 
Beteiligung an diesen Versammlungen 
sowie der Ausübung ihres Stimmrechts 
Beachtung zu schenken ist; vertritt die 
Auffassung, dass besondere Bestimmungen 
ausgearbeitet werden müssen, um den 
Beteiligten, die Informationsbedarf haben, 
den Zugang zu den notwendigen 
Informationen sowie Fachkompetenz zu 
ermöglichen;
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Mehrwerts, als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1488
Liisa Jaakonsaari, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 188 

Entschließungsantrag Geänderter Text

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen durch ihre Beteiligung 
im Verwaltungsrat und die Entwicklung 
des sozialen Dialogs erlauben; ist der 
Ansicht, dass besondere Aufmerksamkeit 
der Vertretung, der Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der Ausübung 
ihres Stimmrechts durch die Teilhaber an 
Rentenfonds und die Minderheitsaktionäre 
gelten muss; vertritt die Auffassung, dass 
besondere Bestimmungen ausgearbeitet 
werden müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; erachtet 
die Aufwertung des sozialen Dialogs als 
Element der Unternehmensführung, auch 
in der Frage der Verteilung des Mehrwerts, 
als unerlässlich;

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen durch ihre Beteiligung 
im Verwaltungsrat und die Entwicklung 
des sozialen Dialogs erlauben; ist der 
Ansicht, dass besondere Aufmerksamkeit 
der Vertretung, der Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der Ausübung 
ihres Stimmrechts durch die Teilhaber an 
Rentenfonds und die Minderheitsaktionäre 
gelten muss; vertritt die Auffassung, dass 
besondere Bestimmungen ausgearbeitet 
werden müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; verweist 
auf das Beispiel der nach dem 
Gegenseitigkeits- und 
Genossenschaftsprinzip organisierten 
Finanzdienstleister, bei denen das 
Interesse des Kunden und Mitglieds in 
institutionalisierter Weise berücksichtigt 
wird; empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die den 
Zugang zu Informationen und zu 
Konsultationsinstrumenten ermöglichen;
erachtet die Aufwertung des sozialen 
Dialogs als Element der 
Unternehmensführung, auch in der Frage 
der Verteilung des Mehrwerts, als 
unerlässlich;
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Or.en

Änderungsantrag 1489
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 188 

Entschließungsantrag Geänderter Text

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen durch ihre Beteiligung 
im Verwaltungsrat und die Entwicklung 
des sozialen Dialogs erlauben; ist der 
Ansicht, dass besondere Aufmerksamkeit 
der Vertretung, der Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der Ausübung 
ihres Stimmrechts durch die Teilhaber an 
Rentenfonds und die Minderheitsaktionäre 
gelten muss; vertritt die Auffassung, dass 
besondere Bestimmungen ausgearbeitet 
werden müssen, um den Beteiligten, die 
Informationsbedarf haben, unter 
realistischen Bedingungen den Zugang zu 
den notwendigen Informationen sowie 
Fachkompetenz zu ermöglichen; erachtet 
die Aufwertung des sozialen Dialogs als 
Element der Unternehmensführung, auch 
in der Frage der Verteilung des 
Mehrwerts, als unerlässlich;

188. empfiehlt, dass die Union 
Rechtsvorschriften ausarbeitet, die eine 
Förderung und Verstärkung der 
Hinzuziehung der Beschäftigten und ihrer 
Vertreter bei der Definition der Strategie 
der Unternehmen durch ihre Beteiligung 
im Verwaltungsrat und die Entwicklung
des sozialen Dialogs erlauben; ist der 
Ansicht, dass besondere Aufmerksamkeit 
der Vertretung, der Teilnahme an den 
Generalversammlungen und der Ausübung 
ihres Stimmrechts durch die Teilhaber an 
Rentenfonds und die Minderheitsaktionäre 
gelten muss; vertritt die Auffassung, dass 
besondere Bestimmungen ausgearbeitet 
werden müssen, um den Beteiligten den 
Zugang zu den notwendigen Informationen 
zu ermöglichen; erachtet die Aufwertung 
des sozialen Dialogs als Element der 
Unternehmensführung als unerlässlich;

Or.en

Änderungsantrag 1490

Alain Lamassoure, Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 189 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen, und Boni 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
langfristigen Rentabilitätszielen und im 
Sinne der sozialen Verantwortung 
bewertet werden müssen; vertritt die 
Ansicht, dass der Lohn- und 
Einkommensskala in Unternehmen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1491
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 189 

Entschließungsantrag Geänderter Text

189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen, und Boni 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
langfristigen Rentabilitätszielen und im 
Sinne der sozialen Verantwortung 
bewertet werden müssen; vertritt die 
Ansicht, dass der Lohn- und 
Einkommensskala in Unternehmen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist;

189. ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen im 
Finanzsektor, insbesondere 
Aktienoptionen und Boni, nicht zu einer 
übermäßigen Risikoübernahme 
ermutigen sollten;

Or.en

Änderungsantrag 1492
Carl Haglund
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Entschließungsantrag
Ziffer 189 

Entschließungsantrag Geänderter Text

189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen, und Boni 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
langfristigen Rentabilitätszielen und im 
Sinne der sozialen Verantwortung
bewertet werden müssen; vertritt die 
Ansicht, dass der Lohn- und 
Einkommensskala in Unternehmen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist;

189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen und Boni, 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
Berücksichtigung langfristiger
Nachhaltigkeitsziele bewertet werden 
müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1493
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 189 

Entschließungsantrag Geänderter Text

189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen, und Boni 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
langfristigen Rentabilitätszielen und im 
Sinne der sozialen Verantwortung bewertet 
werden müssen; vertritt die Ansicht, dass 
der Lohn- und Einkommensskala in 
Unternehmen besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen ist;

189. ist der Ansicht, dass die perversen 
Effekte der künstlichen und kurzfristigen 
Erhöhung des Werts einer Aktie, z. B. 
durch Übernahmen, korrigiert werden 
müssen; ist der Ansicht, dass 
leistungsbezogene Vergütungen, 
insbesondere Aktienoptionen, und Boni 
überprüft, neu ausgerichtet und unter 
Berücksichtigung der Ziele einer 
langfristigen wirtschaftlichen und 
sozialen Nachhaltigkeit und im Sinne der 
sozialen Verantwortung bewertet werden 
müssen; vertritt die Ansicht, dass der 
Lohn- und Einkommensstruktur und 
-skala in Unternehmen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen ist;
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Or.en

Änderungsantrag 1494
Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 190 

Entschließungsantrag Geänderter Text

190. befürwortet bezüglich der 
Finanzdienstleistungen nachdrücklich die 
Integration von Elementen im 
Zusammenhang mit der Handhabung der 
Vergütungen in die Angaben, die die 
Aufsichtsbehörden bei ihrer 
Risikobewertung berücksichtigen müssen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1495
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 191 

Entschließungsantrag Geänderter Text

191. fordert die Kommission auf, nicht die 
Aktionärsdemokratie zu fördern, sondern 
ihre Maßnahmen bezüglich des 
Stimmrechts der Aktionäre neu 
auszurichten, indem die Transparenz 
bezüglich der Identität und Strategie der 
Aktionäre verbessert wird und indem 
langfristige Bindungen begünstigt 
werden, z. B. dank Stimmrechten und 
Dividenden, die je nach dem Zeitraum, in 
dem die Aktie gehalten wird, differieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1496
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford
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Entschließungsantrag
Ziffer 191 

Entschließungsantrag Geänderter Text

191. fordert die Kommission auf, nicht die
Aktionärsdemokratie zu fördern, sondern 
ihre Maßnahmen bezüglich des 
Stimmrechts der Aktionäre neu 
auszurichten, indem die Transparenz 
bezüglich der Identität und Strategie der 
Aktionäre verbessert wird und indem 
langfristige Bindungen begünstigt werden, 
z. B. dank Stimmrechten und Dividenden, 
die je nach dem Zeitraum, in dem die Aktie 
gehalten wird, differieren;

191. fordert von der Kommission die 
Erforschung von Strategien zur 
Förderung der Aktionsärsdemokratie und 
langfristiger Investitionen, z. B. durch 
Stimmrechte und Dividenden, die je nach 
dem Zeitraum, in dem die Aktie gehalten 
wird, differieren;

Or.en

Änderungsantrag 1497
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 191 

Entschließungsantrag Geänderter Text

191. fordert die Kommission auf, nicht die 
Aktionärsdemokratie zu fördern, sondern 
ihre Maßnahmen bezüglich des 
Stimmrechts der Aktionäre neu 
auszurichten, indem die Transparenz 
bezüglich der Identität und Strategie der 
Aktionäre verbessert wird und indem 
langfristige Bindungen begünstigt werden, 
z. B. dank Stimmrechten und Dividenden, 
die je nach dem Zeitraum, in dem die Aktie 
gehalten wird, differieren;

191. fordert die Kommission auf, 
Vorschläge dazu vorzulegen, wie die 
Transparenz bezüglich der Identität und 
Strategie der Aktionäre verbessert werden 
kann und langfristige Investitionen
begünstigt werden können, z. B. durch 
Stimmrechte und Dividenden, die je nach 
dem Zeitraum, in dem die Aktie gehalten 
wird, differieren;

Or.en

Änderungsantrag 1498
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 192 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

192. ist der Ansicht, dass den Strukturen 
der Sozialwirtschaft, also 
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1499
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 192 

Entschließungsantrag Geänderter Text

192. ist der Ansicht, dass den Strukturen 
der Sozialwirtschaft, also 
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1500

Gunnar Hökmark, Frank Engel, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 192 

Entschließungsantrag Geänderter Text

192. ist der Ansicht, dass den Strukturen 
der Sozialwirtschaft, also 
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1501
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 192 

Entschließungsantrag Geänderter Text

192. ist der Ansicht, dass den Strukturen 
der Sozialwirtschaft, also 
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

192. ist der Ansicht, dass 
sozialwirtschaftlichen Strukturen, also 
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss 
und dass ihre besonderen Strukturen 
insbesondere bei den 
Eigenkapitalanforderungen 
berücksichtigt werden müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1502
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 192 

Entschließungsantrag Geänderter Text

192. ist der Ansicht, dass den Strukturen 
der Sozialwirtschaft, also
Genossenschaften, Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit usw., besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

192. ist der Ansicht, dass Strukturen wie 
z. B. Genossenschaften, sozialen 
Unternehmen und Gesellschaften auf 
Gegenseitigkeit, die in Zeiten der Krise die 
Widerstandsfähigkeit fördern, besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

Or.en

Änderungsantrag 1503
Gunnar Hökmark, Alain Lamassoure, Monika Hohlmeier im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, entfällt
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Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern 
auch soziale und ökologische Bilanzen 
aufzustellen;

Or.en

Änderungsantrag 1504
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern 
auch soziale und ökologische Bilanzen 
aufzustellen;

193. fordert die Kommission auf, 
Empfehlungen betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen;

Or.en

Änderungsantrag 1505
Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern
auch soziale und ökologische Bilanzen 
aufzustellen;

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften vorzuschlagen, die das 
Konzept der sozialen Verantwortung der 
Unternehmen einschließen, aber noch 
einen Schritt weitergehen und durch die
die Unternehmen verpflichtet werden, 
soziale und ökologische Bilanzen 
aufzustellen, in denen die Exposition 
gegenüber sozialen und ökologischen 
Risiken und der Beitrag zu solchen 
Risiken in einem standardisierten Format 
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offengelegt werden, wobei verbindlich 
vorgeschrieben werden sollte, dass 
langfristige Investoren wie beispielsweise 
Pensionsfonds diese Bilanzen bei ihren 
Investitionsentscheidungen 
berücksichtigen;

Or.en

Änderungsantrag 1506
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern auch 
soziale und ökologische Bilanzen
aufzustellen;

193. fordert die europäischen 
Unternehmen, insbesondere 
multinationale Unternehmen, auf, über 
ihre soziale Verantwortung Rechenschaft 
abzulegen, indem sie nicht nur finanzielle, 
sondern auch soziale und ökologische 
Berichte erstellen;

Or.en

Änderungsantrag 1507
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern auch 
soziale und ökologische Bilanzen 
aufzustellen;

193. tritt für die soziale Verantwortung der 
Unternehmen ein und unterstützt den 
Gedanken, dass diese nicht nur finanzielle, 
sondern auch soziale und ökologische 
Bilanzen aufstellen sollen;

Or.en



AM\821565DE.doc 51/116 PE443.107v01-00

DE

Änderungsantrag 1508
Liisa Jaakonsaari, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 193 

Entschließungsantrag Geänderter Text

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern auch 
soziale und ökologische Bilanzen
aufzustellen;

193. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften betreffend die soziale 
Verantwortung der Unternehmen 
vorzuschlagen, indem diese verpflichtet 
werden, nicht nur finanzielle, sondern auch 
soziale und ökologische Berichte
aufzustellen;

Or.en

Änderungsantrag 1509
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 194 

Entschließungsantrag Geänderter Text

194. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften über die gemeinsame 
und solidarische Verantwortung 
auszuarbeiten, um die soziale 
Verantwortung der Zulieferunternehmen 
in Produktionsketten zu garantieren;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1510
Gunnar Hökmark im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 194 

Entschließungsantrag Geänderter Text

194. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften über die gemeinsame 
und solidarische Verantwortung 

entfällt
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auszuarbeiten, um die soziale 
Verantwortung der Zulieferunternehmen 
in Produktionsketten zu garantieren;

Or.en

Änderungsantrag 1511
Kay Swinburne, Roberts Zīle, Vicky Ford

Entschließungsantrag
Ziffer 194 

Entschließungsantrag Geänderter Text

194. fordert die Kommission auf, 
Rechtsvorschriften über die gemeinsame 
und solidarische Verantwortung 
auszuarbeiten, um die soziale 
Verantwortung der Zulieferunternehmen in 
Produktionsketten zu garantieren;

194. fordert die europäischen 
Unternehmen, insbesondere 
multinationale Unternehmen, auf, die 
soziale Verantwortung der 
Zulieferunternehmen in Produktionsketten 
zu garantieren;

Or.en

Änderungsantrag 1512
Edite Estrela

Entschließungsantrag
Ziffer 194 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

194a. fordert die Kommission auf, einen 
Vorschlag für einen Rechtsakt zu 
unterbreiten, der die Einführung einer 
Frauenquote von mindestens 40 % in den 
Verwaltungsräten öffentlicher und 
börsennotierter Unternehmen nach dem 
Beispiel Norwegens vorsieht, das damit 
gute Ergebnisse erzielen konnte;

Or.pt

Änderungsantrag 1513
Wolf Klinz, Olle Schmidt
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Entschließungsantrag
Überschrift vor Ziffer 195 

Entschließungsantrag Geänderter Text

Weltweite Ordnungspolitik Verbesserung der globalen
Ordnungspolitik

Or.en

Änderungsantrag 1514
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 195 

Entschließungsantrag Geänderter Text

195. vertritt die Auffassung, dass die 
Union hinsichtlich der Neudefinition 
einer weltweiten Ordnungspolitik eine 
besondere Verantwortung trägt und dass 
die derzeitige Periode diesbezüglich eine 
historische Chance bietet; appelliert daher 
an den Europäischen Rat, einen G20-
Gipfel einzuberufen, der sich 
ausschließlich mit einer notwendigen 
Reform der weltweiten Ordnungspolitik 
befasst;

195. appelliert daher an den Europäischen 
Rat, einen G20-Gipfel einzuberufen, der 
sich ausschließlich mit einer notwendigen 
Reform der weltweiten Ordnungspolitik 
befasst;

Or.en

Änderungsantrag 1515
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 195 

Entschließungsantrag Geänderter Text

195. vertritt die Auffassung, dass die 
Union hinsichtlich der Neudefinition einer 
weltweiten Ordnungspolitik eine 
besondere Verantwortung trägt und dass 
die derzeitige Periode diesbezüglich eine 
historische Chance bietet; appelliert daher 

195. vertritt die Auffassung, dass die 
Union hinsichtlich der Neudefinition einer 
weltweiten Wirtschaftsordnungspolitik
eine besondere Verantwortung trägt und 
dass die derzeitige Periode diesbezüglich 
eine historische Chance bietet; appelliert 
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an den Europäischen Rat, einen G20-
Gipfel einzuberufen, der sich 
ausschließlich mit einer notwendigen 
Reform der weltweiten Ordnungspolitik
befasst;

daher an den Europäischen Rat, einen G20-
Gipfel einzuberufen, der sich 
ausschließlich mit einer notwendigen 
Reform der weltweiten 
Wirtschaftsordnungspolitik befasst;

Or.en

Änderungsantrag 1516
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 195 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

195a. erkennt zwar die Notwendigkeit 
einer stärkeren globalen 
Wirtschaftsordnungspolitik an, ist aber 
der Ansicht, dass die Europäische Union 
bei der Festlegung ihrer Agenda nicht auf 
ein solches Forum warten darf;

Or.en

Änderungsantrag 1517
Mario Borghezio

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen 
ihrer Beteiligung verbessern, mit einer 
Stimme sprechen und eine Neuverteilung 
ihrer Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1518
Rolandas Paksas

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen 
ihrer Beteiligung verbessern, mit einer 
Stimme sprechen und eine Neuverteilung 
ihrer Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1519
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen 
ihrer Beteiligung verbessern, mit einer 
Stimme sprechen und eine Neuverteilung 
ihrer Sitze und Stimmrechte akzeptieren
müssen;

196. ist der Ansicht, dass sich die 
internationalen Finanzinstitutionen
durch Legitimität und Effizienz
auszeichnen müssen und dass die 
europäischen Vertreter für eine stärkere 
Beteiligung dieser Institutionen sorgen 
und ihr Bemühen um Einheit fördern 
müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1520
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen;

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen; vertritt die Auffassung, dass zur 
Erhöhung der Rechenschaftspflicht und 
Legitimität der G20 dem Vorsitz des 
Europäischen Rates und der Kommission 
auf den Tagungen der G20 eine führende 
Rolle zuerkannt werden sollte;

Or.en

Änderungsantrag 1521

Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen;

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren 
müssen; erinnert an die 
Schlussfolgerungen, die am 11. und 
12. Dezember 1998 zur Vertretung der 
Union auf der internationalen Bühne 
(Ziffern 14 und 15) angenommen wurde, 
und fordert die Umsetzung dieser 
Schlussfolgerungen in die Praxis;

Or.en

Änderungsantrag 1522
Wolf Klinz, Olle Schmidt
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Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren
müssen;

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern und mittels eines 
einzigen EU-Vertreters in diesen 
Institutionen mit einer Stimme sprechen 
müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1523

Nikolaos Chountis, Miguel Portas, Cornelis De Jong, Patrick Le Hyaric im Namen der 
GUE/NGL-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 196 

Entschließungsantrag Geänderter Text

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, mit einer Stimme 
sprechen und eine Neuverteilung ihrer 
Sitze und Stimmrechte akzeptieren
müssen;

196. ist der Ansicht, dass die Europäer, 
wenn sie die Legitimität und Effizienz der 
internationalen Finanzinstitutionen 
garantieren wollen, die Bedingungen ihrer 
Beteiligung verbessern, sprechen und so 
viel wie möglich mit einer Stimme 
sprechen müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1524
Corina Creţu

Entschließungsantrag
Ziffer 196 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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196a. verweist auf die Notwendigkeit 
einer Reform der globalen 
Wirtschaftsordnungspolitik, um eine 
bessere Vertretung der 
Entwicklungsländer in den 
Entscheidungsgremien zu gewährleisten; 
schlägt zu diesem Zweck vor, die G20 um 
mindestens einen Vertreter der 
Entwicklungsländer, der der amtierende 
Vorsitzende der G77 sein könnte, zu 
erweitern;

Or.en

Änderungsantrag 1525
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine 
stärkere Beteiligung der Parlamentarier 
an der Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1526
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine 
stärkere Beteiligung der Parlamentarier 

entfällt
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an der Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

Or.en

Änderungsantrag 1527
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine 
stärkere Beteiligung der Parlamentarier 
an der Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1528

Sirpa Pietikäinen, Werner Langen, Markus Ferber, Gunnar Hökmark im Namen der 
PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine 
stärkere Beteiligung der Parlamentarier 
an der Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1529
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine stärkere 
Beteiligung der Parlamentarier an der 
Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine stärkere 
Beteiligung der Parlamentarier an der 
Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss und dass weitere Anstrengungen 
unternommen werden müssen, um 
sicherzustellen, dass die G20 in Fragen 
von weltweiter Bedeutung, die über reine 
Wirtschaftsfrage hinausgehen, wirksam 
mit der institutionellen Struktur der VN 
zusammenarbeitet;

Or.en

Änderungsantrag 1530
Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen, Bas Eickhout

Entschließungsantrag
Ziffer 197 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation des IWF zu integrieren und 
sie zum Ministerrat der Organisation zu 
machen; ist der Ansicht, dass eine stärkere 
Beteiligung der Parlamentarier an der 
Tätigkeit der internationalen 
Finanzinstitutionen angestrebt werden 
muss;

197. schlägt vor, die G20 in die 
Organisation der Vereinten Nationen zu 
integrieren; ist der Ansicht, dass eine 
stärkere Beteiligung der Parlamentarier an 
der Tätigkeit der internationalen 
Institutionen angestrebt werden muss;

Or.en
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Änderungsantrag 1531
Corina Creţu

Entschließungsantrag
Ziffer 197 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

197a. fordert die Führer der G20 auf, der 
auf dem Gipfel im September 2009 in 
Pittsburgh eingegangenen Verpflichtung, 
die globale Entwicklungsstruktur zu 
reformieren und in diesem 
Zusammenhang mindestens 5 % der 
IWF-Quotenanteile auf die Schwellen-
und Entwicklungsländer und mindestens 
3 % der Stimmanteile in der Weltbank auf 
die Entwicklungs- und Übergangsländer  
zu verlagern, unverzüglich 
nachzukommen;

Or.en

Änderungsantrag 1532
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 198 

Entschließungsantrag Geänderter Text

198. hält den Wiederaufbau einer 
weltweiten Währungsordnung für 
notwendig; empfiehlt, dass die Union auf 
der Grundlage ihrer Erfahrungen mit der 
Einführung des Euro zweckmäßige 
Vorschläge unterbreitet;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1533
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 198 



PE443.107v01-00 62/116 AM\821565DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

198. hält den Wiederaufbau einer 
weltweiten Währungsordnung für 
notwendig; empfiehlt, dass die Union auf 
der Grundlage ihrer Erfahrungen mit der 
Einführung des Euro zweckmäßige 
Vorschläge unterbreitet;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1534

Sirpa Pietikäinen, Werner Langen, Markus Ferber, Gunnar Hökmark im Namen der
PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 198 

Entschließungsantrag Geänderter Text

198. hält den Wiederaufbau einer 
weltweiten Währungsordnung für 
notwendig; empfiehlt, dass die Union auf 
der Grundlage ihrer Erfahrungen mit der 
Einführung des Euro zweckmäßige 
Vorschläge unterbreitet;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1535
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 198 

Entschließungsantrag Geänderter Text

198. hält den Wiederaufbau einer 
weltweiten Währungsordnung für 
notwendig; empfiehlt, dass die Union auf 
der Grundlage ihrer Erfahrungen mit der 
Einführung des Euro zweckmäßige 
Vorschläge unterbreitet;

198. hält den Wiederaufbau einer 
weltweiten Währungsordnung für 
notwendig; empfiehlt, dass die Union auf 
der Grundlage ihrer Erfahrungen mit der 
Einführung des Euro zweckmäßige 
Vorschläge unterbreitet und dass im 
Rahmen derartiger Vorschläge vor allem 
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untersucht werden sollte, welche Roller 
der Euro in einem solchen System spielen 
könnte und sollte;

Or.en

Änderungsantrag 1536
Pervenche Berès

Entschließungsantrag
Ziffer 198 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

198a. ist der Ansicht, dass die jüngste 
Abwertung des Euro andere 
Wirtschaftsbereiche und Währungen vor 
eine Herauforderung gestellt und sich 
damit eine neue Chance für eine 
Erörterung dieser Fragen auf globaler 
Ebene eröffnet hat;

Or.en

Änderungsantrag 1537
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 199 

Entschließungsantrag Geänderter Text

199. nimmt zur Kenntnis, dass die
weltweiten Bankenakteure unter den
Akteuren der Finanzmärkte diejenigen 
sind, deren internationale Organisation am 
weitesten fortgeschritten ist; ist der 
Auffassung, dass die im Rahmen des 
Baseler Ausschusses ausgearbeiteten 
Übereinkommen in Form von 
internationalen Verträgen in Kraft treten 
sollten;

199. erkennt an, dass das Bankwesen unter
den verschiedenen Segmenten der 
Finanzmärkte über die am besten 
entwickelte internationale Organisation 
verfügt – den Baseler Ausschuss für 
Bankenaufsicht; empfiehlt, dass 
gleichzeitig mit der Verbesserung der 
Verwaltung und Arbeitsweise dieses 
Ausschusses Anstrengungen zur Stärkung 
der internationalen ordnungspolitischen 
Regelungen für andere Marktsegmente 
unternommen werden; schlägt vor, dass 
die Vorschriften des BABA in Form von 
internationalen Verträgen in Kraft treten;
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Or.en

Änderungsantrag 1538
Mario Borghezio

Entschließungsantrag
Ziffer 200 

Entschließungsantrag Geänderter Text

200. schlägt vor, den Baseler Ausschuss, 
die IOSCO, den IASB usw. in eine globale 
Struktur zu integrieren, die der IWF sein 
könnte, um eine authentische 
Finanzorganisation zu schaffen und die 
Beteiligung aller interessierten Parteien 
an der Ausarbeitung der Regeln und die 
Kapazität zur Überprüfung der 
Umsetzung sicherzustellen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1539

Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 200 

Entschließungsantrag Geänderter Text

200. schlägt vor, den Baseler Ausschuss, 
die IOSCO, den IASB usw. in eine globale 
Struktur zu integrieren, die der IWF sein 
könnte, um eine authentische 
Finanzorganisation zu schaffen und die 
Beteiligung aller interessierten Parteien 
an der Ausarbeitung der Regeln und die 
Kapazität zur Überprüfung der 
Umsetzung sicherzustellen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1540
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Rolandas Paksas

Entschließungsantrag
Ziffer 200 

Entschließungsantrag Geänderter Text

200. schlägt vor, den Baseler Ausschuss, 
die IOSCO, den IASB usw. in eine globale 
Struktur zu integrieren, die der IWF sein 
könnte, um eine authentische 
Finanzorganisation zu schaffen und die 
Beteiligung aller interessierten Parteien 
an der Ausarbeitung der Regeln und die 
Kapazität zur Überprüfung der 
Umsetzung sicherzustellen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1541
Ivailo Kalfin

Entschließungsantrag
Ziffer 200 

Entschließungsantrag Geänderter Text

200. schlägt vor, den Baseler Ausschuss, 
die IOSCO, den IASB usw. in eine globale 
Struktur zu integrieren, die der IWF sein 
könnte, um eine authentische 
Finanzorganisation zu schaffen und die 
Beteiligung aller interessierten Parteien an 
der Ausarbeitung der Regeln und die 
Kapazität zur Überprüfung der Umsetzung 
sicherzustellen;

200. schlägt vor, den Baseler Ausschuss, 
die IOSCO, den IASB usw. in eine globale 
Struktur, möglicherweise den IWF mit 
sowohl staatlichen als auch 
nichtstaatlichen Vertretern, zu integrieren, 
um eine authentische Finanzorganisation 
zu schaffen und die Beteiligung aller 
interessierten Parteien an der Ausarbeitung 
der Regeln und die Kapazität zur 
Überprüfung der Umsetzung 
sicherzustellen;

Or.en

Änderungsantrag 1542
Frank Engel, Burkhard Balz

Entschließungsantrag
Ziffer 201 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

201. nimmt Kenntnis von den 
Fortschritten, die die OECD und die G20 
bezüglich des verantwortungsvollen 
Handelns im Steuerbereich erzielt haben, 
plädiert jedoch für eine Verstärkung der 
Rechtsgrundlage der schwarzen Liste der 
nicht mit der OECD kooperierenden 
Gerichtsbarkeiten auf der Grundlage der 
qualitativen Werte und mit juristischen 
Konsequenzen; fordert konkrete und 
rasche Maßnahmen zugunsten des 
automatischen und multilateralen 
Informationsaustauschs als weltweiter 
Norm, um die Transparenz im 
steuerlichen Bereich und die Bekämpfung 
von Steuerbetrug und -hinterziehung zu 
verstärken;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1543
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 201 

Entschließungsantrag Geänderter Text

201. nimmt Kenntnis von den 
Fortschritten, die die OECD und die G20 
bezüglich des verantwortungsvollen 
Handelns im Steuerbereich erzielt haben, 
plädiert jedoch für eine Verstärkung der 
Rechtsgrundlage der schwarzen Liste der 
nicht mit der OECD kooperierenden 
Gerichtsbarkeiten auf der Grundlage der 
qualitativen Werte und mit juristischen 
Konsequenzen; fordert konkrete und 
rasche Maßnahmen zugunsten des 
automatischen und multilateralen 
Informationsaustauschs als weltweiter 
Norm, um die Transparenz im steuerlichen 
Bereich und die Bekämpfung von 
Steuerbetrug und -hinterziehung zu 

201. nimmt Kenntnis von den 
Fortschritten, die die OECD und die G20 
bezüglich des verantwortungsvollen 
Handelns im Steuerbereich erzielt haben, 
plädiert jedoch für dringende und starke 
Maßnahmen zur Verstärkung der 
juristischen und wirtschaftlichen 
Konsequenzen der schwarzen Liste der 
nicht mit der OECD kooperierenden 
Gerichtsbarkeiten; fordert konkrete und 
rasche Maßnahmen zugunsten des 
automatischen und multilateralen 
Informationsaustauschs als weltweiter 
Norm, um die Transparenz im steuerlichen 
Bereich und die Bekämpfung von 
Steuerbetrug und -hinterziehung zu 
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verstärken; verstärken;

Or.en

Änderungsantrag 1544
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 201 

Entschließungsantrag Geänderter Text

201. nimmt Kenntnis von den 
Fortschritten, die die OECD und die G20 
bezüglich des verantwortungsvollen 
Handelns im Steuerbereich erzielt haben, 
plädiert jedoch für eine Verstärkung der 
Rechtsgrundlage der schwarzen Liste der 
nicht mit der OECD kooperierenden 
Gerichtsbarkeiten auf der Grundlage der 
qualitativen Werte und mit juristischen 
Konsequenzen; fordert konkrete und rasche 
Maßnahmen zugunsten des automatischen 
und multilateralen Informationsaustauschs 
als weltweiter Norm, um die Transparenz 
im steuerlichen Bereich und die 
Bekämpfung von Steuerbetrug und -
hinterziehung zu verstärken;

201. nimmt Kenntnis von den 
Fortschritten, die die OECD und die G20 
bezüglich des verantwortungsvollen 
Handelns im Steuerbereich erzielt haben, 
plädiert jedoch für eine Verstärkung der 
Rechtsgrundlage der schwarzen Liste der 
nicht mit der OECD kooperierenden 
Gerichtsbarkeiten auf der Grundlage der 
qualitativen Werte und mit juristischen 
Konsequenzen; fordert konkrete und rasche 
Maßnahmen zugunsten des multilateralen 
Informationsaustauschs als weltweiter 
Norm, um die Transparenz im steuerlichen 
Bereich und die Bekämpfung von 
Steuerbetrug und -hinterziehung zu 
verstärken;

Or.en

Änderungsantrag 1545
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 202 

Entschließungsantrag Geänderter Text

202. ist der Ansicht, dass die 
Führungsstruktur des IASB tiefgreifend 
reformiert werden muss und dass die 
„Monitoring Group“ dafür verantwortlich 
ist, dass diese Organisation von der 
Selbstregulierung zur Selbstkontrolle 
übergegangen ist; ist der Ansicht, dass im 

entfällt
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Rahmen dieser Führungsstruktur die 
Präsenz von Akteuren sicherzustellen ist, 
die die Stabilität des Finanzsystems und 
die Erfordernisse der Endnutzer 
berücksichtigen;

Or.en

Änderungsantrag 1546
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 202 

Entschließungsantrag Geänderter Text

202. ist der Ansicht, dass die 
Führungsstruktur des IASB tiefgreifend 
reformiert werden muss und dass die 
„Monitoring Group“ dafür verantwortlich 
ist, dass diese Organisation von der 
Selbstregulierung zur Selbstkontrolle 
übergegangen ist; ist der Ansicht, dass im 
Rahmen der Führungsstruktur die Präsenz 
von Akteuren sicherzustellen ist, die die 
Stabilität des Finanzsystems und die
Erfordernisse der Endnutzer 
berücksichtigen;

202. ist der Ansicht, dass die 
Führungsstruktur des IASB tiefgreifend 
reformiert werden muss und dass die 
„Monitoring Group“ dafür verantwortlich 
ist, dass diese Organisation von der 
Selbstregulierung zur Selbstkontrolle 
übergegangen ist; ist der Ansicht, dass die 
Rechenschaftspflicht dieses Gremiums 
unzureichend ist und dass im Rahmen der
Führungsstruktur die Präsenz von Akteuren 
sicherzustellen ist, die die Stabilität des 
Finanzsystems und die Erfordernisse der 
Endnutzer berücksichtigen;

Or.en

Änderungsantrag 1547
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 203 

Entschließungsantrag Geänderter Text

203. begrüßt die Organisation einer 
Sondersitzung der G20 der Arbeits- und 
Beschäftigungsminister im April 2010 
sowie den Beitrag des IAA mit dem Titel 
„Förderung der Ankurbelung der 
Beschäftigung ohne Verzicht auf 

entfällt
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Haushaltsziele“, in dem im Interesse 
eines Gleichgewichts der öffentlichen 
Finanzen gegen eine verfrühte 
Ausstiegsstrategie und für eine 
Fortsetzung der 
beschäftigungsorientierten Maßnahmen 
plädiert wird;

Or.en

Änderungsantrag 1548
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 203 

Entschließungsantrag Geänderter Text

203. begrüßt die Organisation einer 
Sondersitzung der G20 der Arbeits- und 
Beschäftigungsminister im April 2010 
sowie den Beitrag des IAA mit dem Titel 
„Förderung der Ankurbelung der 
Beschäftigung ohne Verzicht auf 
Haushaltsziele“, in dem im Interesse eines 
Gleichgewichts der öffentlichen Finanzen 
gegen eine verfrühte Ausstiegsstrategie 
und für eine Fortsetzung der 
beschäftigungsorientierten Maßnahmen 
plädiert wird;

203. berücksichtigt die Organisation einer 
Sondersitzung der G20 der Arbeits- und 
Beschäftigungsminister im April 2010 
sowie den Beitrag des IAA mit dem Titel 
„Förderung der Ankurbelung der 
Beschäftigung ohne Verzicht auf 
Haushaltsziele“, in dem im Interesse eines 
Gleichgewichts der öffentlichen Finanzen 
gegen eine verfrühte Ausstiegsstrategie 
und für eine Fortsetzung der 
beschäftigungsorientierten Maßnahmen 
plädiert wird;

Or.en

Änderungsantrag 1549
Henri Weber, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 203 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

203a. ist der Ansicht, dass sich infolge der 
starken Zunahme der Zahl der 
internationalen Regulierungsorgane die 
dringende Frage der Kohärenz und 
Wirksamkeit der internationalen 
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Rechtsordnung insbesondere im Bereich 
des Gesundheitswesens, des 
Umweltschutzes und der grundlegenden 
Menschenrechte stellt;

Or.fr

Änderungsantrag 1550
Henri Weber, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 203 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

203b. vertritt daher die Auffassung, dass 
ein Rat für nachhaltige Entwicklung 
geschaffen werden sollte, eine den 
Vereinten Nationen unterstellte 
Justizbehörde zur Beilegung von 
internationalen Normenkonflikten;

Or.fr

Änderungsantrag 1551
Henri Weber, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 203 c (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

203c. schlägt vor, die Weltordnungspolitik 
im Sinne einer stärkeren Integration der 
Regulierungsorgane in die 
Rechtsordnung der Vereinten Nationen 
und im Sinne einer stärkeren Achtung der 
Grundsätze, die von ihren 
Sonderorganisationen insbesondere der 
IAO und der WHO, unterstützt werden, 
neu zu definieren;

Or.fr

Änderungsantrag 1552
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Henri Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 203 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

203a. weist darauf hin, dass die 
notwendige Reform der internationalen 
Währungs- und Finanzordnung nicht 
über die sozialen Folgen der Krise in den 
Entwicklungsländern und ganz allgemein 
die großen Herausforderungen in Bezug 
auf Ernährung, Umwelt, Gesundheit und 
Gesellschaft, die sich aus der 
Globalisierung des Handels ergeben, 
hinwegtäuschen darf;

Or.fr

Änderungsantrag 1553
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 204 

Entschließungsantrag Geänderter Text

204. schlägt vor, dass die Europäische 
Union nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon direkt die 
Übereinkünfte der IAO unterzeichnet und 
zwar alle bisher von der IAO geprüften;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1554
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 204 

Entschließungsantrag Geänderter Text

204. schlägt vor, dass die Europäische 
Union nach dem Inkrafttreten des 

entfällt
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Vertrags von Lissabon direkt die 
Übereinkünfte der IAO unterzeichnet und 
zwar alle bisher von der IAO geprüften;

Or.en

Änderungsantrag 1555
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 204 

Entschließungsantrag Geänderter Text

204. schlägt vor, dass die Europäische 
Union nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon direkt die 
Übereinkünfte der IAO unterzeichnet und 
zwar alle bisher von der IAO geprüften;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1556
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 204 

Entschließungsantrag Geänderter Text

204. schlägt vor, dass die Europäische 
Union nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon direkt die 
Übereinkünfte der IAO unterzeichnet und 
zwar alle bisher von der IAO geprüften;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1557
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 205 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 
werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1558
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 205 

Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 
werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1559
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 205 

Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 

entfällt
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werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

Or.en

Änderungsantrag 1560
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 205 

Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 
werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1561
Alain Lamassoure

Entschließungsantrag
Ziffer 205 

Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 
werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1562
Alain Lamassoure
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Entschließungsantrag
Ziffer 205 

Entschließungsantrag Geänderter Text

205. schlägt vor, dass in den 
Europäischen Auswärtigen Dienst in 
hohem Maße Fachkompetenz im sozialen 
und ökologischen Bereich Eingang findet 
und dass diese Bereiche Gegenstand 
verbindlicher Klauseln in den Abkommen 
werden, die die Union mit Drittländern 
schließt;

entfällt

Or.fr

Änderungsantrag 1563
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 206 

Entschließungsantrag Geänderter Text

206. ist der Ansicht, dass heutzutage 
einzig und allein sehr Reiche und sehr 
Arme wirklich mobil sind und dass die 
große Mehrheit der europäischen Bürger 
keine Mobilität anstrebt, da sie Wert auf 
die Aufrechterhaltung von Netzwerken 
hält, die der Solidarität der Familien 
dienen, und im Hinblick auf den Erwerb 
eines Hauptwohnsitzes oft staatlich 
geförderte Immobilieninvestitionen 
getätigt hat;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1564
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 206 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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206. ist der Ansicht, dass heutzutage 
einzig und allein sehr Reiche und sehr 
Arme wirklich mobil sind und dass die 
große Mehrheit der europäischen Bürger 
keine Mobilität anstrebt, da sie Wert auf 
die Aufrechterhaltung von Netzwerken 
hält, die der Solidarität der Familien 
dienen, und im Hinblick auf den Erwerb 
eines Hauptwohnsitzes oft staatlich 
geförderte Immobilieninvestitionen 
getätigt hat;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1565

Gunnar Hökmark, Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 206 

Entschließungsantrag Geänderter Text

206. ist der Ansicht, dass heutzutage 
einzig und allein sehr Reiche und sehr 
Arme wirklich mobil sind und dass die 
große Mehrheit der europäischen Bürger 
keine Mobilität anstrebt, da sie Wert auf 
die Aufrechterhaltung von Netzwerken 
hält, die der Solidarität der Familien 
dienen, und im Hinblick auf den Erwerb 
eines Hauptwohnsitzes oft staatlich 
geförderte Immobilieninvestitionen 
getätigt hat;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1566
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 206 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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206. ist der Ansicht, dass heutzutage 
einzig und allein sehr Reiche und sehr 
Arme wirklich mobil sind und dass die 
große Mehrheit der europäischen Bürger 
keine Mobilität anstrebt, da sie Wert auf 
die Aufrechterhaltung von Netzwerken 
hält, die der Solidarität der Familien 
dienen, und im Hinblick auf den Erwerb 
eines Hauptwohnsitzes oft staatlich 
geförderte Immobilieninvestitionen 
getätigt hat;

206. stellt fest, dass die EU eine wichtige 
Rolle bei der Förderung der Mobilität der 
europäischen Bürger gespielt hat und 
dass die zwischenstaatliche Mobilität der 
EU-Bürger innerhalb der Mitgliedstaaten 
in den letzten Jahren deutlich 
zugenommen hat; weist darauf hin, dass 
die Sorge der Bürger um die 
Aufrechterhaltung von Netzwerken 
familiärer Solidarität genauso respektiert 
werden sollte wie ihr Recht, in ihren 
Hauptwohnsitz zu investieren;

Or.en

Änderungsantrag 1567
Kay Swinburne

Entschließungsantrag
Ziffer 206 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

206a. fordert die EU auf, angemessene 
Übergangsregelugen für die Regionen zu 
treffen, die derzeit Mittel aus dem 
Kohäsionsfonds erhalten, damit alle 
Regionen während der wirtschaftlichen 
Rezession unterstützt werden;

Or.en

Änderungsantrag 1568
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 207 

Entschließungsantrag Geänderter Text

207. ist der Ansicht, dass Mobilität dort 
gefördert werden muss, wo sie sinnvoll 
und nötig ist, vertritt jedoch die 
Auffassung, dass die staatliche 
Raumordnungspolitik Strategien zur 
Ansiedlung von Unternehmen in 

entfällt
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Abhängigkeit von den Lebens- und 
Ausbildungszentren fördern muss, was 
auch zur Senkung der Energiekosten und 
zur Entwicklung einer nachhaltigen 
Verkehrsstrategie beitragen würde;

Or.en

Änderungsantrag 1569
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 207 

Entschließungsantrag Geänderter Text

207. ist der Ansicht, dass Mobilität dort
gefördert werden muss, wo sie sinnvoll 
und nötig ist, vertritt jedoch die 
Auffassung, dass die staatliche 
Raumordnungspolitik Strategien zur 
Ansiedlung von Unternehmen in 
Abhängigkeit von den Lebens- und
Ausbildungszentren fördern muss, was 
auch zur Senkung der Energiekosten und 
zur Entwicklung einer nachhaltigen 
Verkehrsstrategie beitragen würde;

207. ist der Ansicht, dass Mobilität 
gefördert werden muss;

Or.en

Änderungsantrag 1570

Gunnar Hökmark, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 207 

Entschließungsantrag Geänderter Text

207. ist der Ansicht, dass Mobilität dort 
gefördert werden muss, wo sie sinnvoll 
und nötig ist, vertritt jedoch die 
Auffassung, dass die staatliche 
Raumordnungspolitik Strategien zur 
Ansiedlung von Unternehmen in 

207. weist darauf hin, dass es wichtig ist, 
die Mobilität zu erleichtern, womit es 
auch für die Unternehmen einfacher 
würde, Fachpersonal zu finden, und der 
Binnenmarkt – auch in Krisenzeiten –
besser funktionieren könnte, und dass 
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Abhängigkeit von den Lebens- und 
Ausbildungszentren fördern muss, was 
auch zur Senkung der Energiekosten und 
zur Entwicklung einer nachhaltigen 
Verkehrsstrategie beitragen würde;

wirtschaftliches Wachstum als solches die 
Arbeitsbedingungen verbessert;

Or.en

Änderungsantrag 1571
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 208 

Entschließungsantrag Geänderter Text

208. weist darauf hin, dass Mobilität von 
Arbeitnehmern einhergehen muss mit einer 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
und fordert die Union auf, ihre 
Rechtsvorschriften, insbesondere das 
Entsendegesetz zu überprüfen, um dieses 
Prinzip zu gewährleisten;

208. weist darauf hin, dass Mobilität von 
Arbeitnehmern einhergehen muss mit einer 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen;

Or.en

Änderungsantrag 1572

Arturs Krišjānis Kariņš, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 208 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

208a. weist darauf hin, dass der Übergang 
zu einer energieeffizienten Wirtschaft als 
Möglichkeit zur Erhöhung der 
Energieversorgungssicherheit der EU 
eine der Prioritäten der Kommission und 
der Mitgliedstaaten sein sollte; ist der 
Ansicht, dass die EU Innovation bei der 
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 
Energiequellen fördern und dabei das
Schwergewicht auf kohlenstoffarme 
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einheimische Energiequellen legen sollte;

Or.en

Änderungsantrag 1573

Arturs Krišjānis Kariņš, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 208 b (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

208b. ist der Ansicht, dass Verbindungen 
zwischen den Energienetzen für das 
Funktionieren des Binnenmarkts im 
Energiesektor und für eine umfassendere 
Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energiequellen von entscheidender 
Bedeutung sind; unterstreicht die 
Bedeutung der Entwicklung intelligenter 
Stromnetze;

Or.en

Änderungsantrag 1574
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 209 

Entschließungsantrag Geänderter Text

209. ist der Ansicht, dass ein hohes 
Potenzial der europäischen Industrie in 
der Förderung erneuerbarer Energien für 
Heizung und Klimaanlagen ebenso wie 
für sauberen Verkehr, z. B. mit 
Elektrofahrzeugen, öffentlichen 
Verkehrsmitteln oder Technologien für 
Biobrennstoffe der zweiten Generation, 
liegt;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1575

Arturs Krišjānis Kariņš, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 209 

Entschließungsantrag Geänderter Text

209. ist der Ansicht, dass ein hohes 
Potenzial der europäischen Industrie in der 
Förderung erneuerbarer Energien für 
Heizung und Klimaanlagen ebenso wie für 
sauberen Verkehr, z. B. mit 
Elektrofahrzeugen, öffentlichen 
Verkehrsmitteln oder Technologien für 
Biobrennstoffe der zweiten Generation, 
liegt;

209. ist der Ansicht, dass ein hohes 
Potenzial der europäischen Industrie in der 
Förderung erneuerbarer Energien für 
Heizung und Klimaanlagen ebenso wie für 
sauberen Verkehr, z. B. mit 
Elektrofahrzeugen, öffentlichen 
Verkehrsmitteln oder Technologien für 
Biobrennstoffe der zweiten Generation, 
liegt; weist darauf hin, dass die KMU das 
Rückgrat der Entwicklung erneuerbarer 
Energien einsetzender und 
energieeffizienter Technologien bilden 
sollten; stellt fest, dass die Schaffung von 
Finanzinstrumenten zur Förderung von 
Energieeffizienz und Innovation bei der 
Verwendung erneuerbarer Energien von 
entscheidender Bedeutung ist;

Or.en

Änderungsantrag 1576

Arturs Krišjānis Kariņš, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 209 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

209a. ist der Ansicht, dass in der 
Erschließung erneuerbarer 
Energiequellen für die Heiz- und 
Klimatechnik und für umweltfreundliche 
Formen des Verkehrs wie 
Elektrofahrzeuge, öffentliche 
Verkehrsmittel oder Biobrennstoffe der 
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zweiten Generation ein hohes Potenzial 
für die europäische Industrie liegt; weist 
darauf hin, dass die KMU das Rückgrat 
der Entwicklung erneuerbarer Energien 
einsetzender und energieeffizienter 
Technologien bilden sollten; stellt fest, 
dass die Schaffung von 
Finanzinstrumenten zur Förderung von 
Energieeffizienz und Innovation bei der 
Verwendung erneuerbarer Energien von 
entscheidender Bedeutung ist;

Or.en

Änderungsantrag 1577

Gunnar Hökmark, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 210 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um 
Energiekosten und –armut zu verringern 
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen; erkennt an, dass die 
Renovierung des Bestands an 
Mietwohnungen darunter leidet, dass 
wegen der unterschiedlichen Interessen 
von Eigentümern und Mietern Anreize 
fehlen; fordert die Marktteilnehmer auf, 
im Rahmen der Finanzinnovationen 
Produkte aufzulegen, die es gestatten, den 
erforderlichen Wandel im Interesse von 
sozialer Gerechtigkeit zu finanzieren, und
fordert die Gewerkschaften und die 
Genossenschaften auf, zur Einführung 
entsprechender Instrumente beizutragen;

entfällt

Or.en
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Änderungsantrag 1578
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 210 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um
Energiekosten und –armut zu verringern 
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen; erkennt an, dass die 
Renovierung des Bestands an 
Mietwohnungen darunter leidet, dass 
wegen der unterschiedlichen Interessen 
von Eigentümern und Mietern Anreize 
fehlen; fordert die Marktteilnehmer auf, 
im Rahmen der Finanzinnovationen 
Produkte aufzulegen, die es gestatten, den 
erforderlichen Wandel im Interesse von 
sozialer Gerechtigkeit zu finanzieren, und 
fordert die Gewerkschaften und die 
Genossenschaften auf, zur Einführung 
entsprechender Instrumente beizutragen;

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um 
Energiekosten und –armut zu verringern 
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen;

Or.en

Änderungsantrag 1579
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 210 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um 
Energiekosten und –armut zu verringern
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen; erkennt an, dass die Renovierung 
des Bestands an Mietwohnungen darunter 
leidet, dass wegen der unterschiedlichen 

210. vertritt die Auffassung, dass bei
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs die Verringerung von 
Energiekosten und –armut Vorrang 
genießen und positive Wechselwirkungen 
erzielt werden müssen; erkennt an, dass 
die Renovierung des Bestands an 
Mietwohnungen unter den 
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Interessen von Eigentümern und Mietern 
Anreize fehlen; fordert die 
Marktteilnehmer auf, im Rahmen der 
Finanzinnovationen Produkte aufzulegen, 
die es gestatten, den erforderlichen 
Wandel im Interesse von sozialer 
Gerechtigkeit zu finanzieren, und fordert 
die Gewerkschaften und die 
Genossenschaften auf, zur Einführung 
entsprechender Instrumente beizutragen;

unterschiedlichen Interessen von 
Eigentümern und Mietern leiden kann;  
erkennt an, dass einige Mitgliedstaaten in 
Zusammenarbeit mit den Marktteilnehmern 
im Rahmen der Finanzinnovationen 
Produkte zur Finanzierung des 
erforderlichen Umbaus aufgelegt haben;

Or.en

Änderungsantrag 1580
Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen

Entschließungsantrag
Ziffer 210 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Erneuerung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um 
Energiekosten und -Armut zu verringern 
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen; erkennt an, dass die Renovierung 
des Bestands an Mietwohnungen darunter 
leidet, dass wegen der unterschiedlichen 
Interessen von Eigentümern und Mietern 
Anreize fehlen; fordert die 
Marktteilnehmer auf, im Rahmen der 
Finanzinnovationen Produkte aufzulegen, 
die es gestatten, den erforderlichen Wandel
im Interesse von sozialer Gerechtigkeit zu 
finanzieren, und fordert die 
Gewerkschaften und die Genossenschaften 
auf, zur Einführung entsprechender 
Instrumente beizutragen;

210. vertritt die Auffassung, dass 
Investitionen in die Nachrüstung des 
Immobilienbestands und des öffentlichen 
Verkehrs Vorrang genießen müssen, um 
Energiekosten und -armut zu verringern 
und positive Wechselwirkungen zu 
erzielen; erkennt an, dass die Renovierung 
des Bestands an Mietwohnungen darunter 
leidet, dass wegen der unterschiedlichen 
Interessen von Eigentümern und Mietern 
Anreize fehlen; fordert die EIB auf, ihrer 
Rolle bei diesem Prozess umfassend 
gerecht zu werden, und fordert die
Marktteilnehmer auf, im Rahmen der 
Finanzinnovationen Produkte aufzulegen, 
die es gestatten, den erforderlichen Umbau
im Interesse von sozialer Gerechtigkeit zu 
finanzieren, und fordert die 
Gewerkschaften und die Genossenschaften 
auf, zur Einführung entsprechender 
Instrumente beizutragen;

Or.en

Änderungsantrag 1581
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Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen, Bas Eickhout

Entschließungsantrag
Ziffer 210 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210a. . fordert den schrittweisen Abbau 
staatlicher Beihilfen für nicht nachhaltige 
Prozesse durch die Anwendung der 
Wettbewerbspolitik und 
erforderlichenfalls die Förderung 
staatlicher Beihilfen und eine Änderung 
der Vorschriften, falls die Industrien 
dadurch auf den Weg zur Nachhaltigkeit 
geführt werden;

Or.en

Änderungsantrag 1582
Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen, Bas Eickhout

Entschließungsantrag
Ziffer 210 b (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

210b. fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten zu einer aktiveren 
Förderung eines umweltgerechten 
öffentlichen Beschaffungswesens auf, das 
ein gewaltiges Potenzial besitzt und ein 
zentrales Instrument für eine 
Neuausrichtung der wirtschaftlichen 
Tätigkeiten hin zu mehr Nachhaltigkeit 
darstellt;

Or.en

Änderungsantrag 1583
Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen, Bas Eickhout

Entschließungsantrag
Ziffer 210 c (neu) 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

210c. fordert die Kommission auf, dafür 
zu sorgen, dass die ökologische 
Dimension in den Vorschlägen für das 8. 
Forschungsrahmenprogramm 
durchgängig berücksichtigt wird, um in 
allen Bereichen die höchsten Umwelt-
und Energieeffizienznormen 
sicherzustellen;

Or.en

Änderungsantrag 1584
Olle Schmidt, Wolf Klinz

Entschließungsantrag
Ziffer 211 

Entschließungsantrag Geänderter Text

211. fordert die Kommission auf, die 
Verankerung eines sozialen Schutzschilds 
im Energiebereich zu planen und zu 
organisieren, um den Zugang der 
Ärmsten zur Energie unter 
erschwinglichen Bedingungen 
sicherzustellen, da der Anteil der 
Energieausgaben am Budget der Ärmsten 
mehr als doppelt so hoch ist wie bei den 
wohlhabendsten Haushalten;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1585
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 211 

Entschließungsantrag Geänderter Text

211. fordert die Kommission auf, die 
Verankerung eines sozialen Schutzschilds 
im Energiebereich zu planen und zu 
organisieren, um den Zugang der 

entfällt
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Ärmsten zur Energie unter 
erschwinglichen Bedingungen 
sicherzustellen, da der Anteil der 
Energieausgaben am Budget der Ärmsten 
mehr als doppelt so hoch ist wie bei den 
wohlhabendsten Haushalten;

Or.en

Änderungsantrag 1586

Gunnar Hökmark, Frank Engel, Burkhard Balz, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-
Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 211 

Entschließungsantrag Geänderter Text

211. fordert die Kommission auf, die 
Verankerung eines sozialen Schutzschilds 
im Energiebereich zu planen und zu 
organisieren, um den Zugang der 
Ärmsten zur Energie unter 
erschwinglichen Bedingungen 
sicherzustellen, da der Anteil der 
Energieausgaben am Budget der Ärmsten 
mehr als doppelt so hoch ist wie bei den 
wohlhabendsten Haushalten;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1587
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 211 

Entschließungsantrag Geänderter Text

211. fordert die Kommission auf, die 
Verankerung eines sozialen Schutzschilds 
im Energiebereich zu planen und zu 
organisieren, um den Zugang der 
Ärmsten zur Energie unter 

211. fordert die Kommission auf, mit den 
Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, um 
einen Beitrag zur Bekämpfung der 
Energiearmut zu leisten;
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erschwinglichen Bedingungen 
sicherzustellen, da der Anteil der 
Energieausgaben am Budget der Ärmsten 
mehr als doppelt so hoch ist wie bei den 
wohlhabendsten Haushalten;

Or.en

Änderungsantrag 1588
Cornelis De Jong

Entschließungsantrag
Ziffer 211 

Entschließungsantrag Geänderter Text

211. fordert die Kommission auf, die 
Verankerung eines sozialen Schutzschilds 
im Energiebereich zu planen und zu 
organisieren, um den Zugang der Ärmsten 
zur Energie unter erschwinglichen 
Bedingungen sicherzustellen, da der Anteil 
der Energieausgaben am Budget der 
Ärmsten mehr als doppelt so hoch ist wie 
bei den wohlhabendsten Haushalten;

211. fordert die Kommission auf, 
Vorschläge für die Verankerung eines 
sozialen Schutzschilds im Energiebereich 
zu unterbreiten, um den Zugang der 
Ärmsten zur Energie unter erschwinglichen 
Bedingungen sicherzustellen, da der Anteil 
der Energieausgaben am Budget der 
Ärmsten mehr als doppelt so hoch ist wie 
bei den wohlhabendsten Haushalten;

Or.en

Änderungsantrag 1589
Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den 
mit dem Übergang verbundenen Verlust 
von Arbeitsplätzen getroffen werden 
müssen, indem Ausbildung und 
Kompetenzen der Arbeitnehmer bezüglich 
der neuen Technologien ausgeweitet 
werden; ist der Ansicht, dass die Vorteile 

entfällt
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dieses Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1590

Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden;

Or.en

Änderungsantrag 1591
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text
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212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen;

Or.en

Änderungsantrag 1592
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer nachhaltigeren
Volkswirtschaft und die damit 
verbundenen Belastungen ausgewogen 
verteilt werden müssen;

Or.en
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Änderungsantrag 1593
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
werden müssen und dass die Energiearmut
beträchtlichen, immer größeren Grund 
zur Sorge bietet;

Or.en

Änderungsantrag 1594
Sven Giegold, Pascal Canfin, Emilie Turunen

Entschließungsantrag
Ziffer 212 

Entschließungsantrag Geänderter Text

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 

212. plädiert für einen fairen und 
ausgewogenen Übergang zu einer 
ökologischen Volkswirtschaft; ist der 
Ansicht, dass Vorkehrungen gegen den mit 
dem Übergang verbundenen Verlust von 
Arbeitsplätzen getroffen werden müssen, 
indem Ausbildung und Kompetenzen der 
Arbeitnehmer bezüglich der neuen 
Technologien ausgeweitet werden; ist der 
Ansicht, dass die Vorteile dieses 
Übergangs zu einer ökologischen 
Volkswirtschaft ausgewogen verteilt 
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werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen;

werden müssen und dass die Zusatzkosten 
für die einkommensschwachen Gruppen 
durch Umverteilungsmaßnahmen 
ausgeglichen werden müssen; fordert die 
Einführung eines aus dem 
Emissionshandelssystem und/oder einer 
CO2-Steuer finanzierten 
Klimaanpassungsfonds zur Finanzierung 
von Maßnahmen wie der Sozialschwelle 
im Bereich der häuslichen 
Energieversorgung, einer Ausbildung für 
grüne Arbeitsplätze usw.;

Or.en

Änderungsantrag 1595
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 213 

Entschließungsantrag Geänderter Text

213. weist darauf hin, dass ökologische 
Arbeitsplätze auch gering qualifizierte 
Arbeitsplätze sein können und mit dem 
Bestreben geschaffen werden müssen, 
menschenwürdige Arbeitsplätze zu 
schaffen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1596
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 213 

Entschließungsantrag Geänderter Text

213. weist darauf hin, dass ökologische 
Arbeitsplätze auch gering qualifizierte 
Arbeitsplätze sein können und mit dem 
Bestreben geschaffen werden müssen, 
menschenwürdige Arbeitsplätze zu 
schaffen;

entfällt
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Or.en

Änderungsantrag 1597
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 213 

Entschließungsantrag Geänderter Text

213. weist darauf hin, dass ökologische 
Arbeitsplätze auch gering qualifizierte 
Arbeitsplätze sein können und mit dem 
Bestreben geschaffen werden müssen, 
menschenwürdige Arbeitsplätze zu 
schaffen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1598

Gunnar Hökmark, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 213 

Entschließungsantrag Geänderter Text

213. weist darauf hin, dass ökologische 
Arbeitsplätze auch gering qualifizierte 
Arbeitsplätze sein können und mit dem 
Bestreben geschaffen werden müssen, 
menschenwürdige Arbeitsplätze zu 
schaffen;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1599
Britta Thomsen, Marita Ulvskog

Entschließungsantrag
Ziffer 213 a (neu) 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

213a. betont, dass der 
Unterrepräsentation von Frauen im 
Bereich der grünen Arbeitsplätze 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
werden muss und dass besondere 
Anstrengungen unternommen werden 
müssen, um sicherzustellen, dass Frauen 
bei der Schaffung neuer grüner 
Arbeitsplätze nicht übergangen werden, 
da ihre Beteiligung eine Voraussetzung 
für die Sicherstellung eines nachhaltigen 
Wachstum, die volle Ausschöpfung des 
Arbeitsplatzpotenzials und die Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit ist;

Or.en

Änderungsantrag 1600
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 214 

Entschließungsantrag Geänderter Text

214. unterstreicht, wie wichtig 
europäische Rechtsvorschriften gegen 
prekäre Arbeitsverhältnisse sind, um die 
Gleichbehandlung aller atypischen 
Arbeitnehmer sicherzustellen, ebenso eine 
europäische Charta für qualitativ 
hochwertige Praktika, um die Ausbeutung 
von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verhindern;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1601
Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 214 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

214. unterstreicht, wie wichtig 
europäische Rechtsvorschriften gegen 
prekäre Arbeitsverhältnisse sind, um die 
Gleichbehandlung aller atypischen 
Arbeitnehmer sicherzustellen, ebenso eine 
europäische Charta für qualitativ 
hochwertige Praktika, um die Ausbeutung 
von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verhindern;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1602

Gunnar Hökmark, Othmar Karas, Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der 
PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 214 

Entschließungsantrag Geänderter Text

214. unterstreicht, wie wichtig 
europäische Rechtsvorschriften gegen 
prekäre Arbeitsverhältnisse sind, um die 
Gleichbehandlung aller atypischen 
Arbeitnehmer sicherzustellen, ebenso eine 
europäische Charta für qualitativ 
hochwertige Praktika, um die Ausbeutung 
von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verhindern;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1603
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 214 

Entschließungsantrag Geänderter Text

214. unterstreicht, wie wichtig europäische 214. unterstreicht, wie wichtig europäische 
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Rechtsvorschriften gegen prekäre 
Arbeitsverhältnisse sind, um die 
Gleichbehandlung aller atypischen 
Arbeitnehmer sicherzustellen, ebenso eine 
europäische Charta für qualitativ 
hochwertige Praktika, um die Ausbeutung 
von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verhindern;

Rechtsvorschriften gegen prekäre 
Arbeitsverhältnisse sind, um gleiche 
Chancen im Arbeitsleben sicherzustellen, 
ebenso eine europäische Charta für 
qualitativ hochwertige Praktika, damit 
Jugendliche ohne Berufsausbildung, die 
sich zum ersten Mal auf dem Arbeitsmarkt
um einen Arbeitsplatz bewerben, nicht 
ausgebeutet werden;

Or.en

Änderungsantrag 1604
Liisa Jaakonsaari, Sergio Gaetano Cofferati

Entschließungsantrag
Ziffer 214 

Entschließungsantrag Geänderter Text

214. unterstreicht, wie wichtig europäische 
Rechtsvorschriften gegen prekäre 
Arbeitsverhältnisse sind, um die 
Gleichbehandlung aller atypischen 
Arbeitnehmer sicherzustellen, ebenso eine 
europäische Charta für qualitativ 
hochwertige Praktika, um die Ausbeutung 
von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt zu 
verhindern;

214. unterstreicht, wie wichtig europäische 
Rechtsvorschriften zur Bekämpfung
prekärer Arbeitsverhältnisse und zur 
Förderung der Beschäftigungsfähigkeit 
sind, um die Gleichbehandlung aller 
atypischen Arbeitnehmer sicherzustellen, 
ebenso eine europäische Charta für 
qualitativ hochwertige Praktika, um die 
Ausbeutung von Jugendlichen auf dem 
Arbeitsmarkt zu verhindern;

Or.en

Änderungsantrag 1605
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 215 

Entschließungsantrag Geänderter Text

215. vertritt die Auffassung, dass die 
Qualität der Umverteilung und des 
sozialen Dialogs in Europa als attraktiver 
Faktor für Investitionen betrachtet 

entfällt
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werden muss, vor allem weil dadurch 
Übergänge vorweggenommen und 
begleitet werden können1; betont in 
diesem Rahmen, dass dringend eine 
europäische Richtlinie betreffend die 
grenzüberschreitenden Abkommen 
erforderlich ist, um den sozialen Dialog 
auf europäischer Ebene zu verstärken; 
unterstreicht, wie wichtig es ist, die 
europäischen Rechtsvorschriften über 
Information und Konsultation der 
Arbeitnehmer, darunter auch die 
Richtlinie über die europäischen 
Betriebsräte, zu verstärken und besser 
umzusetzen;

Or.en

Änderungsantrag 1606
Wolf Klinz, Olle Schmidt

Entschließungsantrag
Ziffer 215 

Entschließungsantrag Geänderter Text

215. vertritt die Auffassung, dass die 
Qualität der Umverteilung und des 
sozialen Dialogs in Europa als attraktiver 
Faktor für Investitionen betrachtet werden 
muss, vor allem weil dadurch Übergänge 
vorweggenommen und begleitet werden 
können1; betont in diesem Rahmen, dass 
dringend eine europäische Richtlinie 
betreffend die grenzüberschreitenden 
Abkommen erforderlich ist, um den 
sozialen Dialog auf europäischer Ebene zu 
verstärken; unterstreicht, wie wichtig es ist, 
die europäischen Rechtsvorschriften über 
Information und Konsultation der 
Arbeitnehmer, darunter auch die Richtlinie 
über die europäischen Betriebsräte, zu 
verstärken und besser umzusetzen;

215. vertritt die Auffassung, dass die 
Qualität des Wettbewerbs, der Bildung 
und der Innovation in Europa als 
attraktiver Faktor für Investitionen 
betrachtet werden muss, vor allem weil 
dadurch Übergänge vorweggenommen und 
begleitet werden können1; betont in diesem 
Rahmen, dass dringend eine europäische 
Richtlinie betreffend die 
grenzüberschreitenden Abkommen 
erforderlich ist, um den sozialen Dialog auf 
europäischer Ebene zu verstärken; 
unterstreicht, wie wichtig es ist, die 
europäischen Rechtsvorschriften über 
Information und Konsultation der 
Arbeitnehmer, darunter auch die Richtlinie 
über die europäischen Betriebsräte, zu 
verstärken und besser umzusetzen;

                                               
1  Wilkinson, R., and Pickett, K., The spirit level, why more equal societies almost always do better, Penguin 
Books, 2009.
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Or.en

Änderungsantrag 1607

Alain Lamassoure, Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 215 

Entschließungsantrag Geänderter Text

215. vertritt die Auffassung, dass die 
Qualität der Umverteilung und des sozialen 
Dialogs in Europa als attraktiver Faktor für 
Investitionen betrachtet werden muss, vor 
allem weil dadurch Übergänge 
vorweggenommen und begleitet werden 
können1; betont in diesem Rahmen, dass 
dringend eine europäische Richtlinie 
betreffend die grenzüberschreitenden 
Abkommen erforderlich ist, um den 
sozialen Dialog auf europäischer Ebene zu 
verstärken; unterstreicht, wie wichtig es ist, 
die europäischen Rechtsvorschriften über 
Information und Konsultation der 
Arbeitnehmer, darunter auch die Richtlinie 
über die europäischen Betriebsräte, zu 
verstärken und besser umzusetzen;

215. vertritt die Auffassung, dass die 
Qualität der Umverteilung und des sozialen 
Dialogs in Europa als attraktiver Faktor für 
Investitionen betrachtet werden muss, vor 
allem weil dadurch Übergänge 
vorweggenommen und begleitet werden 
können1; betont in diesem Rahmen, dass 
eine europäische Richtlinie betreffend die 
grenzüberschreitenden Abkommen 
erforderlich ist, um den sozialen Dialog auf 
europäischer Ebene zu verstärken; 
unterstreicht, wie wichtig es ist, die 
europäischen Rechtsvorschriften über 
Information und Konsultation der 
Arbeitnehmer, darunter auch die Richtlinie 
über die europäischen Betriebsräte, zu 
verstärken und besser umzusetzen;

Or.en

Änderungsantrag 1608
Gunnar Hökmark

Entschließungsantrag
Ziffer 215 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

215 a. stellt fest, dass sich die europäische 
Umwelt in den letzten drei Jahrzehnten 
deutlich verbessert hat, dass 
beispielsweise die Wälder größer und 
Seen, Flüsse und Luft sauberer geworden 
sind, dass die größten Verbesserungen in 
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den ost- und mitteleuropäischen Ländern 
erzielt wurden, nachdem diese die zentrale 
Planwirtschaft aufgegeben und die 
Marktwirtschaft eingeführt und vom 
höheren Wachstum profitiert haben, und 
dass die treibende Kraft dieser 
Verbesserungen wirtschaftliches 
Wachstum, Privateigentum, 
Verbrauchernachfrage und eine 
vernünftige Regulierung waren, weshalb 
diese Grundmerkmale auch am ehesten 
dazu geeignet sind, weitere 
Verbesserungen zu gewährleisten;

Or.en

Änderungsantrag 1609
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, 
während die Rolle des Rates mehr und 
mehr ausgeweitet wurde und der 
Europäische Rat inzwischen eine wichtige 
Funktion bei der Gestaltung der 
Prioritäten der Union spielt, und fordert 
folglich den Abschluss eines 
Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags von Lissabon, insbesondere 
seines Artikels 17 Absatz 1, zwischen den 
Organen der Union mit Blick auf 
Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1610
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Carl Haglund

Entschließungsantrag
Ziffer 216 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, 
während die Rolle des Rates mehr und 
mehr ausgeweitet wurde und der 
Europäische Rat inzwischen eine wichtige 
Funktion bei der Gestaltung der 
Prioritäten der Union spielt, und fordert 
folglich den Abschluss eines 
Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags von Lissabon, insbesondere 
seines Artikels 17 Absatz 1, zwischen den 
Organen der Union mit Blick auf 
Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts;

entfällt

Or.en

Änderungsantrag 1611

Sirpa Pietikäinen im Namen der PPE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 216 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, 
während die Rolle des Rates mehr und 
mehr ausgeweitet wurde und der 
Europäische Rat inzwischen eine wichtige 
Funktion bei der Gestaltung der 

216. fordert die Kommission auf, 
Buchstaben und Geist der 
Rahmenvereinbarung bezüglich der 
besonderen Partnerschaft mit dem 
Europäischen Parlament 
uneingeschränkt Folge zu leisten, damit 
die Prioritäten der europäischen Agenda
im allgemeinen Bürgerinteresse festgelegt 
werden; fordert einen intensiveren Dialog 
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Prioritäten der Union spielt, und fordert 
folglich den Abschluss eines 
Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags von Lissabon, insbesondere 
seines Artikels 17 Absatz 1, zwischen den 
Organen der Union mit Blick auf 
Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts;

mit den nationalen Parlamenten, 
insbesondere in Haushalts- und 
Finanzfragen; warnt vor Versuchen zur 
Schaffung getrennter Institutionen auf 
zwischenstaatlicher Ebene, durch die 
einige Länder von der Beschlussfassung 
ausgeschlossen und die gleichgewichtige 
Berücksichtigung der Ansichten aller 
Mitgliedstaaten unterlaufen würde;

Or.en

Änderungsantrag 1612
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 216 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, während 
die Rolle des Rates mehr und mehr 
ausgeweitet wurde und der Europäische 
Rat inzwischen eine wichtige Funktion bei 
der Gestaltung der Prioritäten der Union 
spielt, und fordert folglich den Abschluss 
eines Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags von Lissabon, insbesondere 
seines Artikels 17 Absatz 1, zwischen den 
Organen der Union mit Blick auf 
Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts;

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, während 
die Rolle des Rates mehr und mehr 
ausgeweitet wurde und der Europäische 
Rat inzwischen eine wichtige Funktion bei 
der Gestaltung der Prioritäten der Union 
spielt, und fordert folglich den Abschluss 
eines Legislaturvertrags zwischen allen
Organen der Europäischen Union unter 
Achtung des Vertrags über die 
Europäische Union;

Or.en

Änderungsantrag 1613
Pervenche Berès

Entschließungsantrag
Ziffer 216 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, während 
die Rolle des Rates mehr und mehr 
ausgeweitet wurde und der Europäische 
Rat inzwischen eine wichtige Funktion bei 
der Gestaltung der Prioritäten der Union 
spielt, und fordert folglich den Abschluss 
eines Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags von Lissabon, insbesondere seines 
Artikels 17 Absatz 1, zwischen den 
Organen der Union mit Blick auf 
Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts;

216. nimmt das Scheitern der derzeitigen 
Legislativplanung zur Kenntnis, bei der es 
sich um ein schwerfälliges und 
ausschließlich in der Kommission 
konzentriertes Verfahren handelt, während 
die Rolle des Rates mehr und mehr 
ausgeweitet wurde und der Europäische 
Rat inzwischen eine wichtige Funktion bei 
der Gestaltung der Prioritäten der Union 
spielt, und fordert folglich den Abschluss 
eines Legislaturvertrags unter Achtung des 
Vertrags über die Europäische Union, 
insbesondere seines Artikels 17 Absatz 1, 
zwischen den Organen der Union mit Blick 
auf Nachhaltigkeit und Solidarität 
insbesondere auf der Grundlage des 
vorliegenden Berichts; fordert, dass die 
entsprechenden Arbeiten in engem 
Zusammenhang mit der Debatte über die 
Zukunft der öffentlichen Finanzen der 
EU durchgeführt werden;

Or.en

Änderungsantrag 1614
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216a. Abschließend wird im Rahmen 
dieses Berichts
– festgestellt, dass sich der finanzielle 
Zusammenbruch, der 2007 vom 
Subprime-Immobilienmarkt in den 
Vereinigten Staaten ausging, zur größten 
Finanzkrise seit der Großen Depression 
entwickelt und zu einem weltweiten 
Wirtschaftsabschwung geführt hat und 
zunächst eine Wirtschafts- und 
anschließend eine Sozialkrise mit einer 
weit verbreiteten Zunahme der 
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Arbeitslosigkeit ausgelöst hat;
– bedauert, dass die Krise Kosten von 
mehr als 25 % des weltweiten BIP 
verursacht, Staatsfinanzen ruiniert und 
Zehntausende von Menschen um ihren 
Arbeitsplatz gebracht hat;
– vor Selbstgefälligkeit gewarnt und 
darauf hingewiesen, dass zwar die 
schlimmste Krise vorüber zu sein scheint, 
aber weiterhin eine Rezession mit zwei 
Talsohlen, Deflation, weitere 
Bankzusammenbrüche, eine Störung des 
Marktes für öffentliche Emissionen und 
langfristig niedrige Wachstumsraten 
drohen;
– lobt die Rolle, die die politischen 
Entscheidungsträger in den 
Mitgliedstaaten, der EU und weltweit bei 
der Verhinderung einer Wiederholung 
der Großen Depression gespielt haben, 
indem sie teure, aber notwendige Ad-hod-
Rettungspakete geschnürt und 
wirtschaftliche Anreize gesetzt haben; 
bedauert jedoch die geringe
Koordinierung zwischen den 
Mitgliedstaaten und auf globaler Ebene; 
fordert mit Nachdruck die Einbeziehung 
des Parlaments in allen Fragen der 
Krisenreaktion;
– empfiehlt, die Gefahren einer 
möglichen Deflation und die Möglichkeit 
einer Staatschuldenkrise bei den 
Beschlüssen über Zeitpunkt und Umfang 
einer Rücknahme der öffentlichen 
Unterstützung und Anreise 
gegeneinander abzuwägen, um die 
richtige Rückzugsstrategie zu wählen;
– steht auf dem Standpunkt, dass die 
Europäische Union ungeachtet der 
ungünstigen wirtschaftlichen 
Voraussetzungen durchaus in der Lage 
ist, gestärkt aus der Krise hervorzugehen;
– weist daher nachdrücklich darauf hin, 
dass die Union eine starke politische 
Führung, die geeinte Vision, dass in 
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einigen Bereichen mehr Europa vonnöten 
ist, eine Portion kühner neuer Gedanken 
und neue Überlegungen, wie sie in der 
Reaktion auf die Krise bislang gefehlt 
haben, braucht;

Or.en

Änderungsantrag 1615
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 b (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216b. erkennt in diesem Zusammenhang 
an, dass unter anderem folgende Gründe 
für die derzeitige Finanzkrise 
ausschlaggebend waren: 
– grundlegende Änderungen des 
Finanzsystems (rasche Zunahme seiner 
Größe, Geschwindigkeit, Vernetzung und 
Komplexität), wodurch die die Gefahr der 
des Überschwappens der Krise und des 
systemischen Kollapses erhöht wurde;
– eine lasche Geldpolitik in den USA, 
verbunden mit dem irrigen Ziel eines 
Wohnungseigentum für jedermann;
– falsch ausgerichtete Anreize für 
Finanzfachleute und Interessenkonflikte, 
die diese dazu in die Lage versetzten und 
ermutigten, übermäßige Risiken in Form 
steigendem Fremdkapital einzugehen;
– die weit verbreitete Zunahme des 
Rückgriffs auf außerbilanzielle, in 
Hoheitsgebieten von Steuerparadiesen 
ansässigen Zweckgesellschaften, wodurch 
das Vertrauen in die Sicherheit der 
Gegenparteien Schaden nahm;
– globale Ungleichgewichte, die sich in 
einer niedrigen Sparquote in den USA, 
dem Fehlen struktureller Reformen in 
Europa und dem gewollten niedrigen 
Kurs der chinesischen Währung 
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äußerten;
– ein Regulierungssystem, von dem das 
wachsende Schattenbanksystem nicht 
ausreichend erfasst wurde, das 
fragmentiert war und dem es an den 
nötigen Kriseninstrumentarium für die 
Bewältigung eines Marktversagens und 
von Marktstörungen fehlte, und
- Fehlen systemweiter Aufsichtsbehörden 
mit einer ganzheitlichen, grenz- und 
marktüberschreitenden Sichtweise des  
tatsächlichen Risikopotenzials im 
Finanzsystem;

Or.en

Änderungsantrag 1616
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 c (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216c. stellt fest, dass insbesondere
folgende Maßnahmen dringend 
erforderlich sind:
– Erhöhung der Liquidität und des 
Kapitals;
– Einführung einer verstärkten 
antizyklischen Regulierung;
– Verringerung des von großen und/oder 
verbundenen Instituten („zu groß für 
einen Konkurs“) und den 
Derivatemärkten ausgehenden 
systemischen Risikos; 
– eine strenge Steuerung im Bereich der 
Vergütungspolitik und die Beseitigung 
von Interessenkonflikten; Verbesserung 
der Krisenpläne für den Finanzsektor; 
Stärkung der europaweiten und globalen 
Aufsichtsstrukturen;
– Untersuchung der Einführung von 
Bankenabgaben und Transaktionssteuern 
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mit dem Ziel der Einzahlung in einen 
Rettungsfonds für den Finanzsektor; 
Einführung einer langfristigen 
Perspektive in das Finanzsystem;
– Aufbau eines risikoorientierten 
vorfinanzierten EU-weiten Netzwerks von 
Einlagensicherungssystemen;

Or.en

Änderungsantrag 1617
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 d (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216d. empfiehlt der Union, anstelle ihrer 
aus einzelnen Paketen bestehenden 
Reformagenda eine ganzheitliche 
Reformpolitik zu verfolgen; weist daher 
nachdrücklich darauf hin, dass die EU 
– bei der Entwicklung einer stabilen und 
wirksamen Finanzregulierung und -
aufsicht an vorderster Stelle stehen muss 
und,
– für eine bessere Regulierung der 
Finanzmärkte Sorge tragen muss;

Or.en

Änderungsantrag 1618
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 e (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216e. im Zusammenhang mit der 
weltweiten Ordnungspolitik: 
– stellt fest, dass die großen weltweiten 
Ungleichgewichte, insbesondere jene 
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zwischen Asien und den Vereinigten 
Staaten, zu einer übermäßig laschen 
Geldpolitik, vor allem in den USA, dem 
Emittenten der weltweiten 
Reservewährung, geführt haben und die 
Folge einer solchen Politik waren, und 
die Aufnahme von Fremdkapital und die 
Übernahme übermäßiger Risiken 
gefördert haben;
– ist der Ansicht, dass diese 
Ungleichgewichte aufgrund des Fehlens 
geeigneter Mechanismen für eine globale 
Wirtschaftsordnungspolitik auf ein 
untragbares Niveau anwachsen konnten;
– empfiehlt daher den dringenden, 
umgehende Aufbau legitimer, wirksamer 
und effizienter Institutionen für eine 
globale Wirtschaftsordnungspolitik, die 
auf den derzeitigen Institutionen wie dem 
IWF, den VN, dem FSB, dem Baseler 
Ausschuss, dem IASB und der IOSCO 
aufbaut und diese ergänzt und verbessert;
– fordert die Europäische Union 
nachdrücklich auf, in diesen Institutionen 
mit einer Stimm zu sprechen, um deren 
Einfluss und Durchschlagskraft zu 
maximieren;

Or.en

Änderungsantrag 1619
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 f (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216f. Empfehlungen für die Reform der 
europäischen Wirtschaftsordnungspolitik: 
– fordert eindringlich die raschere 
Verwirklichung eines wirklichen 
Binnenmarkts und die Entwicklung 
echter europaweiter Mechanismen für 
eine Wirtschaftsordnungspolitik, 
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Aufsicht, Überwachung und politische 
Koordinierung;
– schlägt vor, dass der Kommission die 
Aufsicht über die Haushaltspläne der 
Mitgliedstaaten und das Recht, besondere 
Rechnungsprüfungen durchzuführen, 
übertragen wird; fordert, dass Eurostat 
direkten Zugang zu den einzelstaatlichen 
Daten und die Zuständigkeit erhält, sie zu 
überprüfen;
– schlägt vor, dass die Zuständigkeit für 
Wirtschafts- und Währungsfragen in der 
Kommission einem ihrer Vizepräsidenten 
übertragen wird, der die Eurogruppe 
leiten und auf den Ecofin-Tagungen des 
Rates den Vorsitz führen würde;
– fordert nachdrücklich, dass das 
Parlament am förmlichen 
Beschlussfassungsverfahren über die 
Krisenreaktion und die 
Finanzstabilitätsmechanismen beteiligt 
wird; 
– ist der Ansicht, dass als erster Schritt 
einer Ex-ante-Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik die Haushaltspläne der 
Mitgliedstaaten nach einem 
harmonisierten Zeitplan und unter 
Verwendung einer einheitlichen Reihe 
von Prognosen für die wichtigsten 
externen Variablen aufgestellt werden 
müssen;
– ist der Ansicht, dass die multilaterale 
Aufsicht und die Berichtigungsanträge 
sowohl auf Defizit- als auch auf 
Überschusssituationen unter 
Berücksichtigung der besonderen 
Umstände des jeweiligen Landes gerichtet 
sein müssen;
– schlägt die Einführung einer 
umfassenden Sanktions- und 
Unterstützungsregelung vor, die 
Mitgliedstaaten, die in Schwierigkeiten 
sind, Unterstützung anbietet, und 
gleichzeitig unverantwortliche fiskal- und 
wirtschaftspolitische Maßnahmen 
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bestraft;
– stellt fest, dass der Crash ein neues 
Licht auf die langfristigen 
demografischen Herausforderungen und 
auf die Herausforderung der 
Rentenfinanzierung geworfen hat; vertritt 
die Auffassung, dass die Renten 
europaweit reformiert werden müssen, 
wenn Europa wettbewerbsfähig bleiben 
soll;

Or.en

Änderungsantrag 1620
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 g (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216g. Handlungsempfehlungen: 
– ist der Ansicht, dass dringend 
umfassende, in Zusammenarbeit mit dem 
Parlament entwickelte 
Krisenbewältigungsmaßnahmen für die 
Union, insbesondere die Eurozone, 
eingeführt werden müssen;
– schlägt die Einführung eines 
Finanzstabilitätsmechanismus vor, um 
den mit der Störung des Marktes für 
staatliche Emissionen verbundenen 
Risiken durch die Errichtung eines 
Europäischen Währungsfonds zu 
begegnen;
– fordert Rat und Kommission 
eindringlich auf, einen fairen, einfachen 
und berechenbaren 
Umschuldungsmechanismen für 
staatliche Kreditnehmer einzuführen;
– ist der Ansicht, dass an der freien und 
sozialen Marktwirtschaft, die Europa 
Wohlstand gebracht hat und jetzt von 
vielen Seiten angegriffen wird, 
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festgehalten werden muss;
– empfiehlt den Aufbau eines Systems des 
lebenslangen Lernens auf europäischer 
Ebene zur Verbesserung der Mobilität 
und zur Verbesserung der Situation auf 
den Arbeitsmärkten, wobei der 
Anerkennung von 
Befähigungsnachweisen und der 
Verbesserung der Innovation besondere 
Beachtung geschenkt werden soll;
– fordert eindringlich die Erhöhung der 
Mobilität der Arbeitskräfte, die 
Einführung des Flexicurity-Konzepts und 
die grenzüberschreitende Übertragbarkeit 
von Betriebsrenten;
– dringt auf mehr Koordinierung und 
nach Möglichkeit mehr Union, wobei 
insbesondere ein proaktives Handeln der 
Kommission im Bereich spezieller 
europäischer Projekte gefordert ist, die 
auf eine stärkere Integration und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen abzielen, 
wie die Errichtung transeuropäischer
Netze, insbesondere eines gemeinsamen 
Stromnetzes, eines europäischen 
Hochgeschwindigkeitsverkehrsnetzes, 
Zugang zum Breitband-Internet, 
Übernahme einer führenden Rolle im 
Bereich der elektronischen 
Gesundheitsdienste, Abschluss von 
„Galileo“ und Stärkung der Rolle 
Europas in Bildung und Forschung;
– fordert die Union auf, ihr KMU-Netz 
weiter auszubauen; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, die Umsetzung des 
Small Business Act zu beschleunigen und 
das öffentliche Beschaffungswesen zur 
Förderung der Innovation und der 
Wettbewerbsfähigkeit einzusetzen, indem 
der Zugang zu Risikokapital eröffnet 
wird, spezielle Börsen für KMU 
geschaffen und der Schwerpunkt der 
KMU-Finanzierung auf Eigenkapital 
gelegt wird;

Or.en
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Änderungsantrag 1621
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 h (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216h. stellt abschließend fest, dass in 
einigen Bereichen mehr Europa 
erforderlich ist, ist der Ansicht, dass 
dringend eine politische und intellektuelle 
Führung benötigt wird – an der es bisher 
gefehlt hat –, um dem europäischen 
Projekt neue Impulse zu verleihen; vertritt 
die Auffassung, dass das Europa 
untermauernde Projekt des Binnenmarkts 
vollendet werden muss; weist 
nachdrücklich darauf hin, dass die 
Mechanismen für eine 
Wirtschaftsordnungspolitik innerhalb der 
Union insbesondere im Hinblick auf eine 
bessere Krisenbewältigung und 
wirtschaftspolitische Koordinierung 
gestärkt werden müssen; weist darauf hin, 
dass die Reformagenda für den Bereich 
Finanzen und Aufsicht auf solide Weise 
weiterentwickelt werden muss, um nicht 
nur die in der Krise zutage getretenen 
Mängel zu beheben, sondern auch ein 
Finanzsystem zu konzipieren, das die 
Realwirtschaft stützt, zur Finanzstabilität 
beiträgt und Wirtschaftswachstum 
schafft; hält es für erforderlich, das 
Finanzsystem in der Weise umzugestalten, 
dass es Steuerflucht bestraft und die 
Anhäufung eines übermäßigen 
Fremdkapitalanteils verhindert;

Or.en

Änderungsantrag 1622
Wolf Klinz, Olle Schmidt, Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 i (neu) 
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Entschließungsantrag Geänderter Text

216i. gelangt, was die allgemeinen 
Ursachen der Finanz-, Wirtschafts- und 
Sozialkrise und die Abhilfemaßnahmen 
betrifft, zu den Schlussfolgerungen, wie 
sie in Anlage A, die einen integralen 
Bestandteil der Entschließung bildet, 
umrissen sind;

Or.en

Änderungsantrag 1623
Sylvie Goulard

Entschließungsantrag
Ziffer 216 a (neu) 

Entschließungsantrag Geänderter Text

216a. ist der Ansicht, dass sich die auf die 
interne Entwicklung der EU und ihren 
Beitrag zu einer globalen Ordnungspolitik 
richtenden EU-Strategien systematisch 
auf die Methode „mehr Europäische 
Union und weniger Koordinierung“ 
berufen sollten, einen Zeitplan umfassen 
sollten, der die Bereitschaft der EU 
erkennen lässt, den Prozess unabhängig 
vom globalen Zeitplan weiter 
voranzubringen, und als Eckpfeiler die 
Frage der Solidarität zwischen den 
Generationen berücksichtigen sollten;

Or.en

Änderungsantrag 1624
Kay Swinburne, Roberts Zīle

Entschließungsantrag
Ziffer 217

Entschließungsantrag Geänderter Text

217. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung dem Rat und der 
Kommission sowie dem Vorsitzenden der 

217. beauftragt seinen Präsidenten, diese 
Entschließung dem Rat und der 
Kommission sowie dem Vorsitzenden der 
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Eurogruppe, der Europäischen 
Zentralbank, dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss, dem Ausschuss der 
Regionen, den Regierungen und den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie den 
Sozialpartnern zu übermitteln.

Eurogruppe, der Europäischen 
Zentralbank, dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss, dem Ausschuss der 
Regionen, den Regierungen und den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten  zu 
übermitteln.

Or.en

Änderungsantrag 1625
Wolf Klinz 

Entschließungsantrag
Anlage A (neu)

Anlage A: Ursachen der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialkrise und 
Abhilfemaßnahmen

Ursachen Abhilfemaßnahmen

Fragmentierung der Finanzmarktaufsicht starke Finanzmarktaufsicht auf 
europäischer Ebene; das für Wirtschaft und 
Währung zuständige Mitglied der 
Kommission sollte Vizepräsident der 
Kommission sein, die Eurogruppe leiten und 
auf den Tagungen des Ecofin-Rates den 
Vorsitz führen

unzureichende globale Ordnungspolitik Sicherstellung eines gemeinsamen 
Regelwerks und angemessener 
krisenbedingter Stützungsmaßnahmen; 
ordnungsgemäße Anwendung der Regeln; 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Dialogs zwischen den USA und der EU; 
Stärkung und Formalisierung der G20

Nichtvollendung des Binnenmarktes vollständige Verwirklichung des 
Binnenmarkts; Befürwortung einer Sunrise 
Clause für das Inkrafttreten von 
Rechtsakten und von Korrelationstabellen 
für ihre Umsetzung; Einführung eines 
einheitlichen europäischen Patents; 
Sicherstellung der Komplementarität mit der 
EU-2020-Strategie
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Fehlen eines gemeinsamen europäischen 
Arbeitsmarktes

Vollendung des Arbeitsmarktes; Einführung 
des Flexicurity-Konzepts und Ermöglichung 
der grenzüberschreitenden Übertragbarkeit 
von Betriebsrenten; Einführung eines 
dualen Berufsbildungssystems, das eine 
weiterführende schulische Ausbildung mit 
einer Lehre verbindet; Ausweitung der 
Anerkennung von Bildungsnachweisen; 
Einführung einer europäischen 
Betriebsratsverfassung, die den 
Arbeitnehmern begrenzte Mitspracherechte 
bei Verwaltungsratsbeschlüssen zuerkennt; 
umfassende Strategie eines lebenslangen 
Lernens

„Zu groß für einen Konkurs“ Einführung eines europaweiten 
Insolvenzmechanismus, der den profitablen 
Strukturen ein Überleben garantiert und den 
übrigen Teilen des Unternehmens die 
Möglichkeit eröffnet, Insolvenz anzumelden; 
Einführung von Notfall- und 
Abwicklungsplänen („living wills“); 
Förderung eines neuen organisatorischen 
Aufbaus

unzureichende Fähigkeit einzelner 
Mitgliedstaaten zur Durchführung 
grenzüberschreitender 
Infrastrukturprojekte

Einführung echter europäischer 
Investitionsprojekte zur Förderung der 
Schaffung von Arbeitsplätzen und 
Wachstum (gegebenenfalls durch 
Eurobonds kofinanziert):

– echte europäische Stromnetze

– Wiederbelebung von Galileo

– europaweites Hochgeschwindigkeits-
Bahnnetz

– elektronische Gesundheitsdienste

– Investitionen in umweltfreundliche 
Technologien

– erschwinglicher europaweiter 
Hochgeschwindigkeitszugang zum Internet/ 
ICT-Netz

Schwächen der KMU/ Mangel an stärkerer Nachdruck auf Eigenkapital und 
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Finanzmitteln Risikokapital; Schaffung einer speziellen 
Börse für KMU; Umsetzung des Small 
Business Act durch die Mitgliedstaaten

Mangel an Verantwortlichkeit

irriges soziopolitisches Ziel des 
Wohnungseigentums für jedermann in den 
USA

lasche Geldpolitik Ausweitung des Auftrags der EZB über die 
Geld- und Währungspolitik hinaus auf die 
Finanzstabilität

kurzfristig ausgelegte Vergütung Koppelung an mittel- bis langfristige 
Verpflichtungen (z. B. Basel III)

globale Ungleichgewichte Stärkung sowohl der Produktions- als auch 
der Innovationsfähigkeit der EU-
Mitgliedstaaten und Förderung des 
Binnenverbrauchs

unprofessionelle und unverantwortliche 
Kreditvergabe

klares und verbindliches Regelwerk für die 
Kreditvergabe

fehlende demokratische 
Rechenschaftspflicht bei der 
Krisenverhütung und -reaktion

Beteiligung des Parlaments an den 
Beschlussfassungsverfahren im Bereich 
Krisenlösung und 
Finanzstabilitätsmechanismen

Verwendung eines übermäßig hohen 
Fremdkapitalanteils

Begrenzung der Hebelwirkung von 
Finanzprodukten

Mangel an Transparenz

Schattenbankwesen ohne Regulierung Alle Institute, die den Dienstleistungen einer 
Bank vergleichbare Dienstleistungen 
erbringen, müssen wie Banken reguliert 
werden.

Interessenkonflikt von Ratingagenturen stärkere Regulierung der Ratingagenturen 
und Errichtung einer europäischen 
Ratingstiftung

Außerbilanzielle Buchführung Verbot der außerbilanziellen Buchführung 
und Erfassung aller Geschäftsvorfälle; 
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Bekämpfung der Prozyklizität (Änderung 
der IFRS-Regeln)

Verkauf intransparenter und mit einem 
hohen Risiko behafteter
Finanzanlageprodukte an Kunden

Errichtung einer technischen Prüfbehörde, 
die Anlageprodukte nach dem Vorbild des 
deutschen Technischen 
Überwachungsvereins (TÜV) prüft und 
zulässt; Eindämmung der Risikobereitschaft 
im Investment-Banking-Bereich

Übermäßige Staatsschulden in den 
Mitgliedstaaten

Überwachung der Haushaltspläne der 
Mitgliedstaaten; EUROSTAT sollte direkten 
Zugang zu den einzelstaatlichen Daten und 
die Zuständigkeit erhalten, sie zu 
überprüfen; die Europäische Kommission 
sollte befugt werden, besondere 
Rechnungsprüfungen durchzuführen; 
Forderung nach einem 
Umschuldungsprogramm für staatliche 
Kreditnehmer; überarbeitete Liste von 
Sanktionsmechanismen für Mitgliedstaaten, 
die gegen den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt verstoßen, unter Einschluss 
des Verlusts der Stimmrechte im Rat, des 
Ausschlusses von EU-Mitteln und der 
Zahlung von Geldbußen; Einführung eines 
institutionellen 
Krisenbewältigungsmechanismus innerhalb 
der Eurozone

Or.en


